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VERFAHREN

VI.

Der Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschuss fasst in der Sitzung am
16.05.2019 den Beschluss zur 7. Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbegebiet siid-
lich der Eisenbacher StraRe” im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Be-
bauungsplan der Innenentwicklung mit der Festsetzung eines Sondergebietes fiir grof3-
flachigen Einzelhandel und billigt den Entwurf in der vorgelegten Fassung.

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und Unterrichtung der Offentlichkeit am
07.06.2019 nach § 13a Abs. 3 S. 1 Nr. 1 BauGB.

Friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung nach § 13a Abs. 3 S.1 Nr. 2 BauGB in der Zeit
vom 11.06.2019 bis 28.06.2019.

Offentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und Behérdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2
BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB und 8§ 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB in der Zeit
vom 12.08.2019 bis 20.09.2019.

Prifung der eingegangenen Stellungnahmen und Abwagungsentscheidung sowie Sat-
zungsbeschluss in der Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschus-
ses der Stadt Obernburg am Main am 17.10.2019.

Bekanntmachung am 08.11.2019

Anlagen der Begrindung

1.

2.
3.
4

Landesplanerische und stadtebauliche Stellungnahme der Regierung von

Unterfranken vom 02.05.2016

Gutachterliche Stellungnahme der bulwiengesa AG, Hamburg vom 19.09.2018
Eingabeplanung des Ingenieur- und Planungsbiros Finzel, Wirzburg vom Juni 2019
Beschlussbuchausziige Uber die Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrs-
ausschusses am 17.10.2019.

Anlage, die im Rathaus der Stadt Obernburg a. Main eingesehen werden kann:

1.

Schallimmissionsprognose
Wolfel Engineering GmbH + Co. KG, Max-Planck-Str.15, 97204 HOchberg,
Berichtsnummer: XO155/006-01 vom 18.03.2019
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BEGRUNDUNG

1.

ANLASS, ZIEL UND ERFORDERNIS DER PLANUNG

Die Firma ALDI GmbH & Co. KG plant fir die bestehende Filiale in Obernburg a. Main,
»Im Weidig 12" eine Erweiterung.

Die Planung sieht mit der Erweiterung des Bestandsgeb&udes eine VergréRerung von
gegenwartig 942 m? auf kiinftig 1.166 m? Verkaufsflache (VKF) vor. Die Sortimentsliste
der ALDI-Filiale wird nicht verandert oder erweitert.

Durch das geplante Vorhaben wird der Markt in Obernburg an das aktuelle Vertriebs-
konzept und geanderte Markterfordernisse angepasst. Die Optimierung von Warenab-
laufen und Personaleinsatz sowie die Verbesserung der Prasentation des Warenange-
botes dienen der langfristigen Sicherung der Markt- und Wettbewerbstatigkeit und auch
des Standortes.

Die Entwicklung der Flachen stellt sich wie folgt dar:

Bestand Zugang Neu
Verkaufsflache 942 m?2 + 224 m2 1.166 m?
Nutzflache 1.426 m2 + 309 m2 1.735 m2

Uberbaute Flache 1.550 m? + 360 m2 1.910 m2

Die ALDI-Filiale tGberschreitet mit der geplanten Verkaufsflache von 1.166 m2 die Grenze
zur GrofRflachigkeit. Das Vorhaben stellt damit ein Einzelhandelsgrof3projekt dar. das
nach den Einzelhandelsfestlegungen des Bayerischen Landesentwicklungsprogrammes
(LEP) zu Uberprifen ist. GemaR Ziel 5.3.1 (LEP) — Lage im Raum — dirfen Flachen flr
die Einrichtung und Erweiterung fur Einzelhandelsgrof3projekte in zentralen Orten aus-
gewiesen werden. Abweichend sind Ausweisungen zulassig fiir Nachversorgungsbetrie-
be bis 1.200 m2 in allen Gemeinden.

Obernburg a. Main erfillt als gemeinsames Mittelzentrum mit der Marktgemeinde Elsen-
feld, der Stadt Erlenbach a. Main, der Stadt Klingenberg a. Main und der Stadt Worth a.
Main die zentraldrtliche Voraussetzung fur die Errichtung und Erweiterung von Einzel-
handelsgrof3projekten.

Die Flachenausweisung fuir Einzelhandelsgro3projekte hat gemaR Ziel 5.3.2 LEP — Lage
in der Gemeinde — an stadtebaulich integrierten Standorten zu erfolgen. Stadtebaulich
integrierte Lagen im Sinne von Ziel 5.3.2 LEP sind Standorte innerhalb eines baulich
verdichteten Siedlungszusammenhangs mit wesentlichen Wohneinheiten oder direkt
angrenzend, die Uber einen anteiligen ful3laufigen Einzugsbereich und eine ortsibliche
Anbindung an den o6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) verfiigen.

In ca. 300 m ist fuRlaufig ein Wohngebiet in ndrdlicher Richtung zu erreichen und eine
Bushaltestelle befindet sich ca. 350 m von der ALDI-Filiale entfernt.

Der Standort fur die VergréRerung des bestehenden Einzelhandelsbetriebes ,Am Wei-
dig" kann als stadtebaulich integriert bezeichnet werden.

Aus Sicht der héheren Landesplanungsbehdrde und des Sachgebietes Stadtebau (siehe

landesplanerische und stadtebauliche Stellungnahme vom 02.05.2016, Az. RUF-24-
8314.2-6-2-4, Anlage 1 der Begrindung) wird diese Bewertung bestatigt.
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Mit der gutachterlichen Stellungnahme vom 19.09.2018 der bulwiengesa AG (Anlage 2
der Begrindung) liegt auch der Nachweis der Vertraglichkeit des 2011 erstellten Einzel-

handelskonzepts vor.

Fur das Grundstiick besteht bereits Planungsrecht durch den Bebauungsplan ,Gewer-

begebiet sudlich der Eisenbacher StralRe”.

Aufgrund der Verkaufsflache (> 800 m?) muss die derzeit als Gewerbegebiet (GE) aus-
gewiesene Flache in eine Sondergebietsflache (SO) nach § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO fir
grol3flachigen Einzelhandel umgewandelt werden. Zur planungsrechtlichen Absicherung

fur diese Erweiterungsmafinahme wird der Bebauungsplan geandert.

2. DAS PLANGEBIET

2.1 Lage und Abgrenzung

Das Plangebiet wird im Norden von der ,Eisenbacher StraRe” / Bundesstral3e 426, im
Siden von der Stral3e ,Im Weidig” und im Osten von der ,Dieselstraf3e” begrenzt. Im
Westen schliel3t es an die Grundstlicksgrenze der Flurstiicke Nrn. 6941/36 und 6941/41

an.
Der Anderungsbereich hat eine GréRe von 9.621 mz.

Die betroffenen Grundstiicke sind die Flurstiicke mit den Flurnummern 6941/37 und

6941/46.
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Abb. 1 Geltungsbereich (ohne Mal3stab)
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2.2

2.3

Gegenwartige Nutzung

Die Art der baulichen Nutzung beschrankt sich auf den Einzelhandelsbetrieb mit den
Stellplatzen.

Das Plangebiet ist Bestandteil des Gewerbegebietes ,Sudlich der Eisenbacher Stral3e”.
Nordlich der ,Eisenbacher StraRe” / B 426 liegen Wohnbauflachen.

Verkehrliche Anbindung

Die ErschlieBung des Areals liegt mit der gebietsbegrenzenden Stral3e ,Im Weidig“, die
im weiteren Verlauf 6stlich und westlich an die Bundesstraf3e anbindet, fest.

ANWENDUNG DES § 13a BAUGB IM BESCHLEUNIGTEN VERFAHREN

Zur Umsetzung des Planziels mit der Ausweisung eines Sondergebietes nach § 11 Abs.
3 Nr. 2 BauNVO soll ein Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt werden. Die Anwendung des
§ 13a BauGB erfasst Bebauungspléane, die MaBnahmen zur Erhaltung, Fortentwicklung
und Anpassung festsetzt. Das Plangebiet mit rund 9.621 m?2 befindet sich innerhalb des
bebauten Siedlungsbereiches, es ist umgeben von Gewerbebauten im Siden, Osten
und Westen sowie von Wohnbebauung noérdlich der ,Eisenbacher StraRe* / B 426.

Das Bauleitplanverfahren kann nach bisheriger Einschatzung im beschleunigten Verfah-
ren nach 8§ 13a BauGB durchgefiihrt werden, da die Zielsetzungen dem Anwendungsbe-
reich fur ,Bebauungspléane der Innenentwicklung“ entsprechen.

Das Baugesetzbuch fuhrt hierzu aus:

.Ein Bebauungsplan fur die Wiedernutzbarmachung von Flachen,

die Nachverdichtung oder andere Mal3nahmen der Innenentwicklung
kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Der Bebauungs-
plan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in
ihm eine zulassige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 der Bau-
nutzungsverordnung oder eine GréRe der Grundflache festgesetzt
wird von insgesamt weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die
Grundflachen mehrerer Bebauungspléane, die in einem engen sach-
lichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden,
mitzurechnen sind.

Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den
Bebauungsplan die Zulassigkeit von Vorhaben begriindet wird, die

in einer Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung
nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach
Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch aus-
geschlossen, wenn Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der in

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgtiter oder
daflr bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unféllen nach § 50 Satz 1
des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu beachten sind*.
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Der vorliegende Bebauungsplan erfullt die Voraussetzungen:

» Die Gesamtflache des Plangebietes betragt rd. 9.621 m2, sodass die Obergrenze
von 20.000 m2 Grundflache bei einer maximal zulassigen Grundflachenzahl von 0,8
deutlich unterschritten wird,

» es werden keine Vorhaben festgesetzt, die einer Pflicht zur Durchflihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen,

* es bestehen keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der Erhaltungsziele von
Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebieten und Vogelschutzgebieten des europaweiten
Schutzgebietssystems ,Natura 2000“ (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB).

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte
Grundflache unter 20.000 m? liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Land-
schaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulassig gelten.
Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.m. 8 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.

Die Belange des § 1 Abs. 7c BauGB (umweltbezogene Auswirkungen auf den Men-
schen und seine Gesundheit) werden in der Planung bertcksichtigt.

In der Schallimmissionsprognose der Wolfel Engineering GmbH & Co. KG vom
18.03.2019 wurden die zu erwartenden Gerauschimmissionen untersucht, welche im
Zusammenhang mit dem regularen Betrieb des Einzelhandelsbetriebes und der Park-
platzanlage stehen und ggf. unter welchen Voraussetzungen die Einhaltung der Immis-
sionsrichtwerte geman TA Larm ermdglicht werden kann.

Die gegenstandliche Bebauungsplandnderung kann nach den Vorschriften des 8§ 13a

BauGB i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren durchgefihrt wer-
den. Eine Umweltprifung nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB ist somit nicht durchzuftihren.
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4. UBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN
4.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan (RP 1)

Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 01.09.2013, geandert am
01.03.2018, ist die Stadt Obernburg a. Main gemeinsames Mittelzentrum mit der Stadt
Erlenbach a. Main, der Marktgemeinde Elsenfeld, der Stadt Woérth a. Main und der Stadt
Klingenberg a. Main.

In den Mittelzentren soll gemaR Ziel B IV 2.4.2 des Regionalplanes der Region Bayeri-
scher Untermain (1) auf die Erhaltung und den Ausbau des Warenangebotes fiir den all-
gemeinen und gehobenen Bedarf hingewirkt werden.

Die Prifung durch die Regierung von Unterfranken hat ergeben, dass das geplante Vor-
haben (Nutzungserweiterung) dazu beitragt, eine bedarfsgerechte Warenversorgung
langfristig zu erfillen und dem Bedarf angepasst auszubauen. Die Einzelhandelsziele
des Landesentwicklungsprogramms sowie des Regionalplanes stehen der Vergrol3e-
rung der bestehenden ALDI-Filiale nicht entgegen.

4.2 Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan

Der Flachennutzungsplan in der Fassung vom 26.11.2015, wirksam seit 27.05.2016,
zeigt fur das Plangebiet die Darstellung ,Gewerbegebiet* (GE) gemafl § 8 BauNVO.

BP-7202-BG
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Da es sich im vorliegenden Fall um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung nach
§ 13a BauGB handelt, wird der Flachennutzungsplan gemaR § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB
im Wege der Berichtigung an die Festsetzung des Bebauungsplanes angepasst.
Aufgrund der Verkaufsflache (> 800 m2) wird fur den Anderungsbereich ein Sonstiges
Sondergebiet , Einzelhandel* gemaR § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO dargestellit.

Die geordnete stadtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird durch die An-
passung des Flachennutzungsplanes nicht beeintrachtigt.

Abb. 3 Berichtigte Fassung des Flachennutzungsplanes (ohne Mal3stab)

4.3 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan

Fur das Plangebiet besteht der rechtskraftige Bebauungsplan ,Gewerbegebiet stdlich
der Eisenbacher Stral3e“, zuletzt gedndert am 24.05.2017 mit Inkrafttreten am
09.06.2017 (6. Anderung).

Dieser setzt die Flache als abgestuftes Gewerbegebiet (GE II) fest.

Im GE II-Gebiet werden zum Schutze der Wohnbebauungen nur immissionsarme Be-
triebe wie: Geschéfts-, Buro- und Verwaltungsgebaude, Kleiderfabriken, Handwerksbe-
triebe, Werkstatten in geschlossenen Raumen, gestattet.

Ausnahmsweise konnen zugelassen werden: Wohnungen fur Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter.
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Bauverbotszone

Das Plangebiet reicht im Norden in die Anbauverbotszone langs der BundesstralRe 426
von 20 m gemal 8§ 9 Abs. 1 des Fernstral3engesetzes (FStrG) hinein, die Bebauung und
die Stellplatzanlage liegen jedoch auRRerhalb dieser Zone.

Artenschutz nach § 44 BNatSchG

Auf der Flache befindet sich bereits Einzelhandel, der von gewerblicher Bebauung und
StralRen umgeben ist. Das Grundstick ist zum grof3ten Teil versiegelt durch den Nah-
versorger und die Stellplatzanlage.

Durch den vorgesehenen Eingriff sind keine Konflikte des Artenschutzes nach § 44
BNatSchG zu erwarten.

PLANUNGSVORHABEN

Bebauung und ErschlielBung

Der Planbereich ist vorgesehen als Sonstiges Sondergebiet ,GroR3flachiger Einzelhan-
del mit der Zweckbestimmung ,Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieb“. Das bestehende
Gebaude soll in ¢stlicher Richtung erweitert werden. Die Erweiterung beinhaltet Flachen
fur den Verkauf, ein Pfandgut-Lager und einen Backvorbereitungsraum. Die derzeitige
Verkaufsflache wird von rd. 940 m2 auf 1.166 m2 vergroRert.

Die sich dstlich des Filialgebaudes befindlichen Stellplatze werden im Zuge der Bau-
maflnahme in nérdliche und 6stliche Richtung verschoben. Ein Teil der Stellplatze soll
auf 2,70 m verbreitert werden.

Die Planung sieht 123 Stellplatze vor, die Stellplatze fir Behinderte und Eltern mit Kind
sowie die Fahrradstellplatze sind dem Eingangsbereich zugeordnet.

Durch die ErweiterungsmaRnahme ergeben sich keine Anderungen an der vorhandenen
Verkehrssituation. Die ErschlieBung fur die Kunden mit zwei Zufahrten und die Anliefe-
rung erfolgt unveréndert Gber die Stral3e ,Im Weidig“.

An der westlichen Gebaudeseite befindet sich die Lieferzone mit Laderampe.

In einer Entfernung von rd. 350 m liegen an der Eisenbacher Straf3e die Bushaltestellen
der Linien mit Andienung in Richtung Obernburg und Mémlingen.
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FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT
(8 9 Abs. 1 BauGB)

Art der baulichen Nutzung und Zweckbindung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 10 und § 11 BauNVO)

Sonstiges Sondergebiet — SO —

Bei der geplanten Grol3e des ALDI-Marktes mit 1.166 m? handelt es sich um einen grof3-
flachigen Einzelhandelsbetrieb.

Aufgrund des Kriteriums der GroR3flachigkeit wird das Gebiet als , Sonstiges Sonderge-
biet fir groRRflachigen Einzelhandel* (SO) gemaR 8 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO festge-
setzt.

In dem Sondergebiet mit der Zweckbestimmung , Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieb”
ist ein groRflachiger Einzelhandelsbetrieb zulassig, der vorwiegend der Nahversorgung
dient. Die Verkaufsflache (VK) wird auf maximal 1.200 m2 zuzlglich der notwendigen
Neben- und Lagerraume begrenzt. In der festgesetzten Verkaufsflachenobergrenze fir
den Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieb ist das branchentbliche Randsortiment inbegrif-
fen.

Malf3 der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 88 16 bis 20 BauNVO)

Grundflachenzahl und Geschossflachenzahl

Mit der Festsetzung der Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 und der Geschossflachenzahl
(GFZ) von 1,0 werden die zulassigen Obergrenzen fiir das MaR der Uberbauung in dem
Sondergebiet festgelegt.

Zahl der Vollgeschosse und Hohe der baulichen Anlage

Die baulichen Erweiterungen richten sich in der Hohenentwicklung nach dem einge-
schossigen Bestandsgebaude. Die zuldassige Wandhohe ab der Oberkante des Fertig-
fuRbodens des Filialgebaudes wird mit 7,00 m festgesetzt. Die fertiggestellte FuRBboden-
hohe (OK FFB) betragt 124,33 m tber Normal Null.

Zuldssig ist das geneigte Dach als Sattel- und das Flachdach mit einer Dachneigung
zwischen 0° bis 25°.

Eine Hohenbegrenzung fur technische Aufbauten (Kuhl- und Liftungsanlagen) ist nicht
erforderlich, da die Firsthohe des Daches durch Dachaufbauten nicht Gberschritten wird.

Bauweise und tUberbaubare Grundstiicksflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)

Beibehalten wird die Bauweise mit einem freistehenden Geb&ude. Es wird die ,abwei-
chende Bauweise" (a) gemald § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Dem Bestandsgeb&ude
entsprechend ist eine Gebaudeldnge tber 50 m zulassig.

Die Uberbaubare Grundstiicksflache wird durch die Baugrenzen definiert. Der festgeleg-
te Rahmen orientiert sich an der Festsetzung des rechtskraftigen Bebauungsplanes. In-
nerhalb des ,Baufensters” liegt ein Grof3teil der Stellplatzanlage. Werden aufgrund von
einer Anpassung an das Betriebskonzept von ALDI kleine Erweiterungsbauten oder bsp.
Uberdachungen fiir Stellplatze fir E-Autos mit Elektroladeséaule erforderlich, sind diese
innerhalb der Baugrenzen mdaglich.
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Flachen flr Stellplatze
(nach 8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO)

In dem Sondergebiet sind Stellplatze und deren Zufahrten nur innerhalb der Baugrenzen
und der zu diesem Zweck festgesetzten Flachen zulassig.

Es gilt im Einzelnen die ,Satzung Uber die Herstellung von Stellplatzen* der Stadt
Obernburg a. Main. Die Planung sieht insgesamt 123 Stellplatze vor.

VER- UND ENTSORGUNG

Die Versorgung des Grundstiicks mit Strom-, Gas-, Wasser- und Telekommunikations-
leitungen ist Uber die Anschliisse an die bestehenden Versorgungsnetze sichergestellt.
Das Plangebiet wurde bereits bisher baulich genutzt. Aufgrund der geringen Gebiets-
grole soll bei einer Erweiterung des Marktes die Entwéasserung weiterhin im Mischsys-
tem Uber das vorhandene Kanalnetz in der angrenzenden Stral3e erfolgen.

Die Léschwasserversorgung ist entsprechend den Vorgaben der Arbeitsblatter W 405
des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches (DVGW) sicherzustellen und in
dem nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen.

Die StraRenbreiten und die StralRenfihrung der ErschlieBungsstrafien sind so vorhan-
den, dass eine reibungslose Mullabfuhr gewéhrleistet ist.
Sonderabfalle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgeméafen Entsorgung zuzufihren.

NATUR UND UMWELT

Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Boden- und Grundwasserschutz

Hinsichtlich der langfristigen Trinkwassersicherung ist die mit der Flachenversiegelung
infolge der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubil-
dungsrate von zunehmender Bedeutung. Die Inanspruchnahme von Bodenflache kann
die Speicherfahigkeit sowie die Filter- und Pufferfunktionen beeintrachtigen.

Der Bebauungsplan enthélt daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung
von zu befestigenden Flachen zu minimieren, insbesondere durch die Vorgabe zur was-
serdurchlassigen Ausfiihrung von Stellflachen.

Im Weiteren wird auf Art. 7 Abs. 1 BayBO verwiesen:
Die nicht mit Gebauden oder vergleichbaren Anlagen Uberbauten Flachen der bebauten
Grundstiicke sind
1. wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen und
2. zu begriinen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer
anderen zulassigen Verwendung der Flachen entgegenstehen.

Artenschutz

Dauernester von Voégeln und Fledermausquartiere sind als Lebensstatte ganzjahrig ge-
schutzt. Daher ist unmittelbar vor einer Baumfallung eine Kontrolle durch eine fachkun-
dige Person erforderlich. Das Ergebnis der Untersuchung ist der Unteren Naturschutz-
behdrde mitzuteilen, um gegebenenfalls Vorkehrungen zur Vermeidung des Schadigens
zu treffen.
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Pflanzgebote und Bindungen fur das Anpflanzen und die Erhaltung von Baumen,
Strduchern und sonstigen Bepflanzungen
(8 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Vorhandene Gehdlze sollen erhalten werden und sind bei Ausfall zu ersetzen. Die Stell-
platzflachen sind mit heimischen Baumen und Strauchern einzugriinen.

Der Bebauungsplan enthalt Pflanzbeispiele fir standortgerechte heimische B&ume und
Straucher.

Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen
zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmalf3-
nahmen fir die Anlagen vorgesehen werden.

Umweltbelange

Der Bebauungsplan wird unter Anwendung des § 13a BauGB aufgestellt.
Somit wird von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach
§ 2a BauGB abgesehen.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher nicht angewendet, da die zu er-
wartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung be-
reits erfolgt oder zulassig gelten.

Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.M. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.

Dennoch sind die Belange der Umwelt nach 8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB zu
bertcksichtigen und in die Abwégung einzustellen.

Schutzgiter Boden und Wasser

Das Plangebiet ist bereits bebaut und durch Stellplatze und Zufahrten versiegelt. Im

Vergleich mit der Bestandssituation kénnen auf der Grundlage des Bebauungsplanes

zusétzliche Flachen durch Bebauung und Stellplatze versiegelt werden.

Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Bodenfunktion durch die Versiege-

lung von Flachen werden gemindert durch die Beriicksichtigung des Zieles:

» Herstellung der Stellplatze unter Verwendung wasserdurchléassiger Belags-
materialien zur Minimierung der Flachenversiegelung.

Schutzgut Klima und Luft

Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung und der geringfiigigen Erweiterungsflache
ist damit zu rechnen, dass die Realisierung des Vorhabens keine wesentlichen klimati-
schen Auswirkungen hat. Eine Anfalligkeit gegenliber den Folgen des Klimawandels ist
derzeit nicht erkennbar.

Schutzguter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Durch die Erweiterung des Gebaudes und die Anlage von Stellplatzen sind aufgrund der
habituellen und strukturellen Auspragung des Plangebietes und der bestehenden Be-
bauung und Nutzung keine erheblichen Beeintrachtigungen zu erwarten.
Verbotstatbestdnde aus dem Artenschutzrecht sind durch die festgesetzten Vermei-
dungsmafinahmen (Baumkontrolle, Rodungszeitraum) auszuschliel3en.

Schutzgut Landschaft
Das Plangebiet ist Teil eines bestehenden Gewerbegebietes.
Das Landschafts- und Ortsbild ist durch die Planung nicht betroffen.

Schutzgut Mensch

Um auszuschlief3en, dass durch das geplante Sondergebiet negative Auswirkungen auf
angrenzende Gebiete entstehen, wurde eine Schallimmissionsprognose erstellt (s.
Schallimmissionsprognose gemalf TA Larm der Woélfel Engineering GmbH & Co. KG
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vom 18.03.2019). Im Ergebnis der o.g. Untersuchung sind zur Einhaltung der Immissi-

onsrichtwerte der TA Larm im Nachtzeitraum Gerauschminderungsmafinahmen erfor-

derlich.

* Anlieferung per Lkw sind wahrend des Nachtzeitraumes (22:00 bis 6:00 Uhr) nicht
zulassig.

Natura 2000-Gebiete
Im Plangebiet selbst und im Umfeld sind keine Natura 2000 — Gebiete (FFH-Gebiete und
EU-Vogelschutzgebiete) vorhanden.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter
Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter ist von dem Planungsvorhaben nicht be-
troffen.

Sonstige abzusehende Risiken fir die menschliche Gesundheit, das kulturelle
Erbe oder die Umwelt, z.B. durch schwere Unfélle oder Katastrophen

Im Rahmen der Bauausfihrungen kénnten im Havariefall solche Auswirkungen durch
den Eintrag umweltgefahrdender Stoffe in den Boden und das Grundwasser entstehen.
Jedoch entspricht das Gefahrdungspotenzial dem Ublicher Vorhaben. Durch Baumaf3-
nahmen sind keine erhéhten Risiken fur die menschliche Gesundheit, das kulturelle Er-
be oder die Umwelt zu erwarten.

Im Ergebnis wird festgestellt, dass bei Durchfliihrung der Planung nicht mit erheb-
lichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist.

IMMISSIONSSCHUTZ

Die Belange des Immissionsschutzes sind als Bestandteil der Belange des Umweltschut-
zes nach 8§ 1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB in der Bauleitplanung zu wirdigen und zu bertcksich-
tigen.

Das Anlagengrundstiick liegt in dem ,Gewerbegebiet stidlich der Eisenbacher Stral3e*.
Der rechtskraftige Bebauungsplan weist hier ein abgestuftes Gewerbegebiet ,GE 11" aus,
in dem ,zum Schutz der Wohnbebauungen nur immissionsarme Betriebe" zulassig sind.
Auf den umliegenden Gewerbegrundstticken befinden sich auch Wohnh&user mit Betriebs-
leiterwohnungen. Nordlich der Bundesstral3e B 426 liegen Wohnbauflachen.

In der Schallimmissionsprognose der Wdlfel Engineering GmbH + Co. KG vom
18.03.2019 (Berichtsnummer XO155/006-01) wurde die Einhaltung der Anforderungen
zum Schallimmissionsschutz infolge der Gerauscheinwirkungen aus dem reguléren Be-
trieb untersucht.

Als maf3gebliche Immissionsorte werden betrachtet:

Adresse Hohe Schutzanspruch

IP1 Wohnhaus Dieselstral3e 2 .0G GE

IP 2 Wohnhaus Im Weidig 15 . 0G GE

IP3 Wohnhaus Im Weidig 19 . 0G GE

IP5 Wohnhaus Rosenstraf3e 11 .0G WA

1
1
1
IP 4 Wohnhaus im Weidig 18 1.0G GE
2
1

IP 6 Wohnhaus Rosenstralle 7 .0G WA
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Nach TA Larm/4/Nr. 6.1 gelten folgende Immissionsrichtwerte (IRW):

Beurteilungszeitraum IRW / dB(A) Beurteilungszeit
WA GE

tagsiber 06:00 — 22:00 Uhr 55 65 16 Stunden

nachts 22:00 — 06:00 Uhr 40 50 lauteste Stunde

Einzelne kurzzeitige Gerauschspitzen dirfen die Immissionsrichtwerte tagsiber um nicht
mehr als 30 dB und nachts um nicht mehr als 20 dB tberschreiten.

Zusétzlich ist nach Nr. 6.5 der TA Larm fur Immissionsorte in Wohngebieten (WA, WR)
die besondere Storwirkung von Gerauschen in Tageszeiten mit erhéhter Empfindlichkeit
bei der Ermittlung der Beurteilungspegel durch einen Zuschlag von 6 dB (energetisch
Faktor 4) zu bericksichtigen. Diese Zeiten sind:

an Werktagen 06:00 — 07:00 Uhr, 20:00 — 22:00 Uhr
an Sonn- und Feiertagen 06:00 — 09:00 Uhr, 13:00 — 15:00 Uhr
20:00 — 22:00 Uhr

Die mal3geblichen Geréduschquellen des Einkaufsmarktes sind:

»  Kundenparkverkehr auf dem Anlagengrundstiick, sidlich und dstlich des Filial-
gebaudes

e Mitarbeiterparkverkehr, dstlich des Filialgebaudes

Nutzung der Einkaufwégen, eine Einkaufswagenbox auf dem Parkplatz vor

dem Markteingang

Anlieferverkehr per Lkw und Verladungen an der Lieferzone an der Westfassade

Betrieb der haustechnischen Anlagen und Aggregate

*  Nutzung und Wechsel des Papierpresscontainers

Ergebnis und Bewertung

Die ermittelten Beurteilungspegel des Planfalles (vgl. Kapitel 5.1) liegen im Tageszeit-
raum an allen maf3gebenden Immissionsorten um mindestens 6 dB unter den zuldssigen
IRW der TA Larm und sind damit als unkritisch zu sehen. Im Nachtzeitraum wird der
IRW der TA Larm durch Anlieferungen am Immissionsort Im Weidig 19 deutlich tber-
schritten. Die Berechnungsergebnisse bestatigen damit die im Bebauungsplan ,Indust-
rie- und Gewerbegebiet sldlich der Eisenbacher Stral3e" festgesetzte Einstufung des
Anlagengrundstiicks als ,beschranktes Gewerbegebiet".

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur Filialerweiterung sind damit Ge-
rauschminderungsmafinahmen erforderlich:

* Anlieferungen per Lkw wahrend des Nachtzeitraumes (22:00 bis 06:00 Uhr) sind
nicht zulassig

Die in Kap. 4.5 der Schallimmissionsprognose angegebenen zulassigen Schallleis-
tungspegel der haustechnischen Anlagen sind einzuhalten (Uberprifung im Rahmen der
Ausfuhrungsplanung).

Mit Schreiben vom 15.05.2019 hat das Bluro Woélfel mitgeteilt, dass der zu erwartende
Beurteilungspegel tags auch mit dem Heranrticken der Stellplatze aufgrund der Ausbil-
dung einer durchgehenden Parkreihe zur Dieselstral3e noch bei 58 dB(A) und damit um
mindestens 6 dB unter dem zuléassigen IRW der TA Larm liegt.
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BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

Dachform und Dachneigung

Zulassig ist die Ausbildung eines Sattel- und Flachdaches mit einem Spielraum von 0°
bis 25° Dachneigung.

Fir die Erweiterung der bestehenden ALDI-Filiale mit Satteldach ist ein Flachdach vor-
gesehen.

Abstandsflachenregelung

Die Abstandsflachenregelung richtet sich nach den Regelungen des Art. 6 der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO).

Bezogen auf die westliche Geb&audeaulienwand sind Art. 6 Abs. 4 und 5 BayBO nicht
anzuwenden. Die Abstandsflachentiefe ist festgesetzt durch die Baugrenze. Einzuhalten
ist hier ein Mindestabstand von 4,00 m.

Werbeanlagen

Es werden Regelungen zu Werbeanlagen getroffen. An den Zufahrten (Ein- und Aus-
fahrten) sind die Sichtfelder (nach Bild 120 RAST 06) zwischen 0,80 m und 2,50 m Hohe
von Werbeanlagen freizuhalten.

Fur freistehende Werbeanlagen gilt eine Hohenbeschrankung von maximal 7,50 m tber
Gelandeniveau.

Werbeanlagen innerhalb der 20 m-Anbauverbotszone bediirfen jeweils der Zustimmung
bzw. Genehmigung des Staatlichen Bauamtes.

NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN
(8 9 Abs. 6 BauGB)

Bundesstralie 426

Ubernommen wurde die Anbauverbotszone nach § 9 Abs. 1 BundesfernstraRengesetz
(FStrG) in einer Entfernung bis zu 20,00 m vom Fahrbahnrand der Bundesstral3e.
Ausnahmen kdnnen zugelassen werden, wenn dies die Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs nicht beeintrachtigt. Dies gilt nach § 9 Abs. 6 FStrG auch fur Anlagen der Au-
Renwerbung.

Direkte Zufahrten und Zugénge zur BundesstralRe sind unzulassig. Ausnahmen kdnnen
auf Antrag von der Stralenbaubehédrde als Sondernutzungserlaubnis erteilt werden (8
8a Abs. 1 FStrG), beispielsweise fur eine fuRlaufige Anbindung im Zuge der Herstellung
eines Gehweges bzw. Geh- und Radweges entlang der Bundesstrale.

Ver- und Entsorgungsleitungen

In der Planzeichnung sind die bestehenden Trassen der Gasversorgungsleitungen und
des Abwasserkanals (Mischwasserkanal) aufgefihrt.
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12. HINWEISE
Der Bebauungsplan enthalt Hinweise auf:

e Schallimmissionsschutz
Zum Nachweis der Einhaltung der Anforderungen zum Schallimmissionsschutz
infolge der Gerduscheinwirkungen aus dem Betrieb der ALDI-Filiale wurde eine
Schallimmissionsprognose durch die Wélfel Engineering GmbH + Co. KG,
97204 Hochberg, erstellt. Der Bericht vom 18.03.2019 (Nr. XO155/006-01) mit den
festgelegten genehmigungsrelevanten Gerauschminderungsmalnahmen ist zu
beachten.

e Immissionsrichtwerte
gemal TA Larm

Allgemeines Wohngebiet Gewerbegebiet und Sondergebiet
tags 55 dB(A) tags 65 dB(A)
nachts 40 dB(A) nachts 50 dB(A)

* Bundesstralle 426
Immissionen
Auf die von der BundesstraBe 426 (Eisenbacher Stral3e) auf das Sondergebiet ein-
wirkenden Immissionen, insbesondere den Verkehrslarm, wird hingewiesen. Forderun-
gen hinsichtlich Schutzmafinahmen (sowohl aktiver als auch passiver Larmschutz) kon-
nen gegenltber dem StralRenbaulasttrager weder derzeit noch in Zukunft geltend ge-
macht werden.

Werbung/Beleuchtung

Beleuchtungseinrichtungen im Sondergebiet (Gebaude-, Parkflachen- oder Stral3enbe-
leuchtungen usw.) durfen zu keiner Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der Bundes-
stral3e 426 fuhren.

* Bodenfunde — Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung sind
keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmaélern bekannt. Vorsorglich
wird jedoch auf die Beachtung des Denkmalschutzgesetzes hingewiesen.

Nach Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG sind auftretende Funde von Bodendenkmalern unver-
zuglich der Unteren Denkmalschutzbehdrde oder dem Bayerischen Landesamt fir
Denkmalpflege zu melden und die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort unver-
andert zu belassen.

* Freiflachengestaltungsplan
Den Bauvorlagen ist ein Freiflachengestaltungsplan beizuftigen. In diesem sind insbe-
sondere die befestigten Flachen wie Zufahrten, Stellplatze etc. und die Art der Befesti-
gung, die Aufteilung der Rasen- und Pflanzflachen und ein Gelandeschnitt bei Hohen-
veranderungen darzustellen.

e Gehdlzruckschnitte und Rodungen
Geholzrickschnitte und RodungsmalRnhahmen sind als Vermeidungsmafl3nahmen nur in
der Zeit vom 01.10. — 28.02. (8 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundes-Naturschutzgesetz (BNatSchG))
zulassig.
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DIN-Normen

DIN-Normen, auf die in der Bebauungsplanurkunde verwiesen wird, werden im Bauamt
der Stadt Obernburg a. Main, Romerstral’e 62-64, 63785 Obernburg wahrend der all-
gemeinen Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten.

Stellplatzbedarf

Die Anzahl der notwendigen Stellplatze ergibt sich im Einzelnen nach der ,Satzung tber
die Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge* der Stadt Obernburg a. Main in der
jeweils glltigen Fassung.

StralRenausbau — Bedarfsflache

Die dargestellte Bedarfsflache soll den notwendigen Planungsspielraum fir einen mittel-
bzw. langfristigen StralRenausbau, z.B. eine Verbreiterung der Fahrbahn der B 426 und
die Anlage eines Rad- und Gehweges parallel zur Fahrbahn sicherstellen.
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13. FORMLICHER VERFAHRENSABLAUF
Verfahrensschritt Datum/Zeitraum

I. Aufstellungsbeschluss
Billigung und Auslegungsbeschluss
Beschluss des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses
zur Aufstellung des Bebauungsplanes ,Gewerbegebiet stdlich der
Eisenbacher StraRe®, 7. Anderung im beschleunigten Verfahren nach
§ 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung.
Billigung des Entwurfes in der vorgelegten Fassung sowie Beschluss
zur Durchfiihrung des weiteren Verfahrens. 16.05.2019

Il. Bekanntmachung und Unterrichtung der Offentlichkeit
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der Durchflihrung

im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. 07.06.2019
ll. Fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit 11.06.2019

nach § 13a Abs. 3 S.1 Nr.2 BauGB bis 28.06.2019
IV. Offentliche Auslegung und Beteiligung der Beh6rden und

sonstigen Trager dffentlicher Belange 12.08.2019

nach 8§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB bis 20.09.2019

V. Abwagung und Satzungsbeschluss
Bericht tUber das Ergebnis der 6ffentlichen Auslegung und der Behérden-
beteiligung mit Abwéagung nach 81 Abs. 7 BauGB.
Mit Beschluss des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses
wird der Bebauungsplan ,Gewerbegebiet stidlich der Eisenbacher Stral3e*,
7. Anderung nach § 10 Abs. 1 BauGB i.d.F. vom 17.10.2019 als Satzung

beschlossen. 17.10.2019
VI. Bekanntmachung des Bebauungsplanes 08.11.2019
Ausgearbeitet: Anerkannt:
Bauatelier
Dipl. - Ing.(FH) Christine Richter, Architektin
Dipl. - Ing. Wolfgang Schéffner, Architekt
WilhelmstraBe 59, 63741 Aschaffenburg

Telefon: 06021/424101 Fax: 06021/450323
E-Mail:Schaeffner-Architekturbuero@t-online.de  Erster Blrgermeister der Stadt Obernburg a. Main

Aschaffenburg, 13.05.2019 Obernburg a. Main,
erganzt, 02.07.2019

Reduzierung der Anderungsflachen

Verkaufsflache von 1.208 m2 auf 1.166 m2,

Uberbaute Flache von 2.001 m? auf 1.910 m?
erganzt, 17.10.2019
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REGIERUNG VON UNTERFRANKEN

Regierung von Unterfranken - 97064 Wirzburg

ALDI Helmstadt
Unternehmensgruppe ALDI Sud
Wirzburger Stral3e 56

97264 Helmstadt

Ihre Zeichen, Unser Zeichen (bitte angeben)

Ihre Nachricht vom Sachbearbeiterin/Sachbearbeiter ~ Telefon (0931) Telefax (0931) Zi.-Nr. Datum
RUF-24-8314.2-6-2-4 380-1279 380-2279 H 291 02.05.2016

21.4.2016 Sebastian Blichs sebastian.buechs@reg-ufr.bayern.de

Obernburg; Im Weidig 12; ALDI GmbH; Erweiterung ALDI-Filiale, Landkreis Miltenberg;
Landesplanerische sowie stadtebauliche Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach den tUbersandten Unterlagen plant die Fa. ALDI GmbH & Co. KG (Wirzburger Str. 56, 97264
Helmstadt) auf dem Grundstiick FI.Nr. 6941/37 der Gemarkung und Gemeinde Obernburg, den

bestehenden ALDI-Markt zu erweitern.
Die Verkaufsflache des Aldi-Marktes soll von 942,31 m2 auf 1.100 m2 vergrol3ert werden.
Die Regierung von Unterfranken — hdhere Landesplanungsbehdrde — hat sich bereits mit StN vom

22. 6. 2015 zu einer Erweiterung des bestehenden ALDI-Marktes auf 1.100 m? geduRert, damals in

Kombination mit dem Neubau eines Drogeriemarkts. Fir die Bewertung des aktuellen Vorhabens

qilt die damals gedufRerte Einschatzung aus landesplanerischer Sicht sowie aus Sicht des Stadte-

baus unvermindert fort:

Durch die Erweiterung des Aldi-Marktes entsteht h.E. ein Betrieb i.S.d. § 11 Abs. 3 Nr. 2 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) (grof3flachiger Einzelhandelsbetrieb, der sich nach Art, Lage und Um-
fang auf die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung oder auf die stadte-

bauliche Ordnung und Entwicklung nicht nur unwesentlich auswirken kann). Dieser stellt i.S.d. Be-

Postfachadresse Hausadresse Dienstgebaude Telefon (09 31) 380 - 00 Sie erreichen uns in den
Kernzeiten

Regierung von Unterfranken Regierung von Unterfranken H = Peterplatz 9 Fax (09 31)380-2222 Mo - Do 8:30 - 11:30 Uhr
Postfach 63 49 Peterplatz 9 S = Stephanstralle 2 E-Mail 13:30 -15:00 Uhr
97013 Wirzburg 97070 Wirzburg G = Georg-Eydel-Str. 13 poststelle@reg-ufr.bayern.de Fr 8:30 - 12:00 Uhr

Internet oder nach telefonischer
Bankverbindung Stralenbahnlinien 1, 3, 4,5 http://www.regierung.unterfranken.bayern.de  Vereinbarung
BIC: BYLADEMM Haltestelle NeubaustraRe
IBAN: DE75700500000001190315 Anl age 1
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grindung zu Ziel 5.3.1 des Landesentwicklungsprogramms Bayern 2013 (LEP) ein Einzelhandels-
gro3projekt dar. Damit sind die Einzelhandelsziele des LEP zu beachten.

Gem. Ziel 5.3.2 LEP (Lage in der Gemeinde) hat die Flachenausweisung fur Einzelhandelsgrof3pro-
jekte an stadtebaulich integrierten Standorten zu erfolgen. In nérdlicher Richtung ist ein Wohnge-
biet mit wesentlichen Wohnanteilen in rd. 300 m Ful3weg zu erreichen. Eine Bushaltestelle (Im
Weidig) befindet sich ebenfalls rd. 350 m vom Aldi-Markt entfernt. Der Standort ist damit ortsublich
an den o6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) angebunden. Nach tbereinstimmender Ansicht
der héheren Landesplanungsbehérde und des Stadtebaus wird der Standort im Sinne von Ziel
5.3.2 LEP als integriert angesehen.

Gem. Ziel 5.3.1 LEP sind Flachenausweisungen flr Nahversorgungsbetriebe bis 1.200 m2 Ver-
kaufsflache in allen Gemeinden zulassig. Beim Aldi-Markt handelt es sich um einen Nahversor-
gungsbetrieb im Sinne von Ziel 5.3.1 LEP, die Verkaufsflache bleibt mit rd. 1.100 m2 unter dem
Schwellenwert von 1.200 m2. Damit ist auch die gewiinschte Verkaufsflachengréfe landesplane-

risch nicht zu beanstanden.

Obernburg ist im Regionalplan Bayerischer Untermain als gemeinsames Mittelzentrum ausgewie-
sen. Gem. Ziel B IV 2.4.2 des Regionalplans Bayerischer Untermain (RP1) soll in den Mittelzentren
auf die Erhaltung und den Ausbau des Warenangebots fur den allgemeinen und gehobenen Bedarf

hingewirkt werden.

Durch das Vorhaben wird die Verkaufsstelle baulich an die aktuellen Konzepte von Aldi angepasst,
was insbesondere auch der Optimierung von Warenablaufen und Personaleinsatz dient und den
Markt damit zukunftssicher gestaltet. Somit tragt das Vorhaben dazu bei, im Sinne von der Ziel B IV
2.4.2 RP1 eine bedarfsgerechte Warenversorgung langfristig zu erhalten und dem Bedarf entspre-

chend auszubauen.

Die Einzelhandelsziele des LEP sowie des RP1 stehen der VergréRerung des Aldi-Marktes nicht
entgegen. Es werden von Seiten der hdheren Landesplanungsbehérde sowie vom Sachgebiet

Stadtebau auch mit Blick auf die Stadtebauférderung keine Einwénde erhoben.
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Diese Stellungnahme ergeht ausschlief3lich aus der Sicht der Raumordnung und Landesplanung
sowie des Stadtebaus. Eine Prifung und Wirdigung sonstiger offentlicher Belange ist damit nicht
verbunden. Die Zustandigkeit fir die baurechtliche Beurteilung liegt beim Landratsamt.

Mit freundlichen GriiRen

Bichs

Anlage 1
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il bulwiengesa

bulwiengesa AG « Moorfuhrtweg 13 « 22301 Hamburg

STADT OBERNBURG
Bauwesen und Stadtentwicklung
Herr Alexander Hermann

RdémerstraBe 62-64
63785 Obernburg

Hamburg, 19. September 2018

Gutachterliche Stellungnahme zur geplanten Erweiterung des Aldi-Discountmarktes
Im Weidig 12, 63785 Obernburg

Sehr geehrter Herr Hermann,

ZUr beabsichtigten Erweiterung des Aldi-Discountmarktes am Standort Im Weidig 12 von gegenwar-
tig knapp 800 gm auf Kiinftig etwa 1.200 gm Verkaufsfldche (VKF) hehmen wir vor dem Hintergrund
unseres kommunalen Einzelhandelskonzeptes aus dem Jahre 2011 wie folgt Stellung:

1. Die Fa. Aldi Siid betreibt eine fortlaufende Anpassung ihres Filialnetzes an das aktuelle Ver-
triebskonzept. Eine Verkaufsfldche von 800 gm reicht regelméBig nicht aus, um dieses kunden-
und marktgerecht abzubilden. Die Ziel-Verkaufsfliche von rd. 1.200 gm bewegt sich in einem
flr Aldi-Discountmérkte aktuell Gblichen Rahmen. Aldi verfolgt mit der Anpassung seines Mark-
tes in Obernburg insoweit keinen Sonderweg, sondern die MaBnahme dient der langfristigen
Sicherung der Markt- und Wettbewerbsféhigkeit und damit auch des Standortes.
Systemwettbewerber Lidl erweiterte It. Auskunit der Stadtverwaltung vor einigen Jahren bereits
auf 1.200 gm VKF. Aldi zieht insoweit nach.

2. Das 2011 von der bulwiengesa AG erstellie und vom Rat der Stadt Obernburg beschlossene

Einzelhandelskonzept bescheinigt dem Lagebereich Im Weidig/Eisenbacher Strafie, welchem
auch der Aldi-Standort zuzurechnen ist, eine flr das Stadtgebiet fllhrende Versorgungsfunktion.
Das nédhere Umfeld ist zwar gewerblich gepragt; zu berlcksichtigen sind jedoch stets besonde-
re topografische und stadtebauliche Gegebenheiten der jeweiligen Standortgemeinde.
Die Topografie der Stadt Obernburg ist durch die Lage im Maintal und mit Siedlungsteilen im
Nebental der MOmling geprégt. In den beengten Talrdumen konzentrieren sich Siedlungsbén-
der einschlieBlich der historischen und eng parzellierten Altstadt, Verkehrstrassen und Gewer-
begebiete.

Wallstrake 61 Eschersheimer Landstr. 10 hamburg@bulwiengesa.de Hauptsitz: Berlin 3 -f

10172 Berlin 60322 Frankfurt am Main wwnw buhwisngesa.de Rechtsform: AG gm

Tel. +49 30 27 87 68-0 Tel. +49 69 75 61 467-60 USt-ID: DE 164508347

Fax +49 30 27 87 68-68 Fax +49 63 75 &1 467-635 “orstand Charlottenburg HRB 96407 B “‘ Member of GCSC aV.
Ralf-Peter Koschny

Moorfuhrtweg 13 Mymphenburger Strage b Thomas Vokkamp HypoWerainshank Mitnchan (‘\' RICS

22301 Hamburg BO335 Munchen Aufsichtsrat BIC: HYWVEDEMMXXX

Tel +49 40 42 32 22-0 Tel +49 892323 76-0 Bernhard H Hansen (Maorsitzender IBAN: DE13700202704410433058

Fax +49 40 42 32 2242 Fax +49 89 23 23 76-76 Hartmut Bulwizn (Ehrenvorsitzender)
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Jiingere Siedlungsbereiche, vor allem im Ortsteil Eisenbach, erstrecken sich mit grofien Ein-
wohnerpotenzialen auch entlang der Talhdnge.

Topografische und stddtebauliche Gegebenheiten flihren in Obernburg im Ergebnis dazu, dass
moderne Nahversorgung nicht idealtypisch in zentralen Versorgungsbereichen oder fuBldufig
erreichbar inmitten der Siedlungsschwerpunkte platziert werden kann. Der Lagebereich Im
Weidig/Eisenbacher Straf3e liegt sowohl verkehrsorientiert, als auch siedlungsstrukturell ausrei-
chend eingebunden (etwa 2.500 Einwohner innerhalb eines 700 Meter-Radius um den Aldi-
Standort) im Ortsteil Eisenbach. Die dort versammelten Lebensmittelméarkte sprechen das ge-
samte Stadtgebiet sowie entlang des Momlingtals auch die Gemeinde Momlingen an, welche
mit zwei Lebensmittel-Discountmérkten tber eine Grund-, jedoch nicht Gber eine Vollversor-
gung verfligt. Auch Aldi ist in M6émlingen nicht vertreten.

3. Reichweite und Einflussraum des Aldi-Marktes werden durch siedlungsstrukturelle, topografi-
sche, verkehrliche sowie letztlich vor allem auch Wettbewerbsaspekie definiert. Das Einzugs-
gebiet eines flichendeckend operierenden und werbenden Discounters wie Aldi ist insoweit
auch durch das eigene Ladennetz der Umgebung gepragt.

Im vorliegenden Fall sind in den Umlandgemeinden Hochst (Odenwald), Elsenfeld (Uber den
Main aus Obernburg gut anfahrbar) und Worth reichweitenbegrenzende eigene Filialen am
Markt.

Das Kern-Einzugsgebiet des Aldi-Marktes in Obernburg kann insoweit auf das Stadigebiet zzgl.
der (iber die B 426 direkt anfahrbaren Gemeinde Momlingen eingegrenzt werden. Es bildet in-
soweit einen Teil des gesamten mittelzentralen Einzugsgebietes der Stadt Obernburg ab, wel-
che ansonsten auch mit den eng benachbarten Stadten Elsenfeld, Erlenbach und Worth ver-
flochten ist (Obernburg, Elsenfeld und Erlenbach bilden ein gemeinsames Mittelzentrum).
Aktuell leben in diesem Einzugsgebiet knapp 13.600 Einwohner mit einem Nachfragevolumen
fir Guter des Periodischen Bedarfs (= sog. nahversorgungsrelevantes Sortiment, Lebensmittel
und Verbrauchsgiiter einschlieBend) von etwa 39,1 Mio. Euro p. a.

Davon entfallen 8.647 Einwohner und ein Nachfragepotenzial von rd. 25,1 Mio. Euro p. a. auf
das Stadtgebiet Obernburg.

Gegeniiber dem Einzelhandelskonzept 2011 hat die Einwohnerzahl in Obernburg wenig zuge-
legt’; das Nachfragepotenzial hingegen ist auf Grund einer anhaltenden Steigerungen der Pro-
Kopf-Ausgaben deutlich um etwa 28 % gestiegen.

Aldi Obernburg: Daten zum Einzugsgebiet
Sortiment: Periodischer Bedarf

Einwohner, Verbrauchsausgaben und Ausgabenvolumina p. a. 2017/18

Zone Gebiet Einwohner  Verbr.- Ausg.- Verteilung
31.12.2016 Ausgaben Volumen
Euro/fEw. Tsd. Euro. %
Zone 1  Obernburg 8.647 2.900 25.073 64,1
Zone 2  Momlingen 4.939 2.841 14.032 35,9
EZG Alle Marktzonen 13.586 2.878 39.105 100,0
Verbrauchsausg. p. a. (& BRD 2017/18): 2.860 €/Ew.p.a. FElastizitit: 0,22
Kaufkraftkennziffer Zone 1: 106 2.900 €/Ew. p. a.
(@ BRD =100) Zone 2: a7 2.841 £/Ew. p. a.

Quelle: Berechnungen bulwiengesa AG, Kaufkraftkenn ziffer MB-Research, Nirnberg

T direkte Vergleichbarkeit durch zwischenzeitliche Umstellung der Einwohnerfortschreibung auf den Zensus 2011 nicht méglich
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Durch steigende Pro-Kopf-Ausgaben hat sich die Tragfahigkeit flr Nahversorgung auch in
Obernburg seit der Konzepterstellung sukzessive erhdht. Zumindest fir FlAchenanpassungen
bestehender Lebensmittelmérkte an geédnderte Markterfordernisse ergeben sich hierdurch re-
gelmaBig die erforderlichen SpielrAume — zumindest wenn sich die Gesamtzahl der Lebensmit-
telmérkte nicht ebenfalls erhdht hat und dadurch eine zusétzliche Wettbewerbsverschérfung
eingetreten ist. Dies ist in Obernburg jedoch nicht der Fall.

4. Die Verkaufsflichenerweiterung des Aldi-Discountmarktes fiihrt Oblicherweise, da das Sorti-
ment sich dadurch nicht unmittelbar dndert, zu einer unterproportionalen Umsatzzunahme.
Der Zielumsatz des erweiterten Aldi-Marktes dlrfte sich Gberschldgig auf etwa 10,5 Mio. Euro
p. a. taxieren lassen, davon knapp 8,5 Mio. Euro im Kernsortiment ,Periodischer Bedarf“2. Der
Rest entféllt auf wechselnde Nonfood-Aktionssortimente in einem flr Aldi typischen Umfang.
Die avisierte @ Auslastung von 8.750 Euro/gm VKF bewegt sich auf einem flr modernisierte
Aldi-Méarkte Oblichen Niveau und signalisiert eine voll ausreichende Tragfédhigkeit und einen
nachhaltig wirtschaftlichen Betrieb.
Die @ Kaufkraftbindung im Einzugsgebiet von etwa 15 9% ldsst ausreichend Spielrdume fir wei-
tere Wettbewerber und Betriebsformen. Etwa 14 % des Umsatz dirften mit Streukunden umge-
setzt werden, deren Wohnsitz auBierhalb des Einzugsgebietes liegt. Dieser etwas erhdhte An-
teil trégt der guten Verkehrsanbindung und der Zentralitdt des Lagebereiches Rechnung sowie
dem Umstand, dass das Einzugsgebiet eng gefasst ist und nur einen Teil der Einkaufsverflech-
tungen mit Nachbargemeinden abbilden kann.
Aldi ist damit von einer marktbeherrschenden Stellung weit entfernt und ebenso ist sind nur ge-
ringe Verdrdngungswirkungen zu erwarten.

Umsatzschétzungplausibilisierung Aldi nhach Erweiterung

Zone  Einwohner Ausgaben- Kaufkraft-  Umsatzchance Umsatz-
volumen bindung Zusammensetzung
nach ...
Ko
Kern-/
Ted. €p. a. Yo Tsd. € p. a. Herkunft ~ Rand-
~sortiment
1 8.647 30.840 18,0 5.551 657
2 4.939 16.992 10,0 L5 201
EZG 13.586 47.831 152 7.250 85,8
plus externer Zufluss 1.200 14,2
Umsatz Periodischer Bedarf p. a. 8.450 100,0 80,5
zzgl. Gebrauchsglter 2.050 195
Gesamtumsatz p. a. 10.500 100,0
Dimensionierung und Auslastung
o Umsatz Verkaufsflache Raumleistung
St Tsd. € p. a. qm £igm VKF p. a.
Periodischer Bedarf 8.450 1.080 7.824
Gebrauchsguter Aktion 2.050 120 17.080
Gesamtprojekt 10.500 1.200 8.750

Quelle: bulwiengesa AG

?  Uberschlagige Umsatzeinschatzung auf Basis @ Flachenproduktivititen der Fa. Aldi Sd in Bayern. Quelle: Trade Dimensions 2016

@ Raumleistung Aldi Sid: 10.125 Eurofgm bei @ 850 gm; etwa o 8.600 Euro/gm bei 1.200 gm VKF

3/4
Anlage 2

Seite 3 von 4



) bulwiengesa

5. Das kommunale Einzelhandelskonzept schlieBt eine Weiterentwicklung von Betrieben im Ge-

werbegebiet Im Weidig/Eisenbacher StraBe nicht aus, stellt dies jedoch unter den Vorbehalt der
Gewabhrleistung einer ausreichenden Vertraglichkeit mit dem Innenstadthandel.
Moglicherweise schwéchstes Glied im &rtlichen Versorgungsnetz ist der kleine innerstédtische
Lebensmittelmarkt. Von auBen ist nicht erkennbar, ob und inwieweit dieser am lokalen Markt-
wachstum der zurtckliegenden Jahre teilhaben konnte oder ob seine Wettbewerbsbelastbar-
keit durch einen steigenden vertrieblichen Ruckstand gegentber den sich weiterentwickelnden
und idealtypischer aufgestellten Lebensmittelméarkten reduziert hat. Sollte diesbezlglich Anlass
zu Zweifeln bestehen, empfehlen wir die Aldi-Erweiterung durch eine regelrechte Auswirkungs-
analyse zu prafen. Weiterhin gilt die Pramisse, wonach dieser Standort als einziger innerstadti-
scher Lebensmittelmarkt eine hohe Prioritat hat.

6. Grundséatzlich gelten in Bayern 1.200 gm VKF als Schwelle zur GroBflachigkeit nahversor-
gungsrelevanter Betriebe, so dass ab dieser GréBenordnung grundsétzlich eine Zielprifung
durch die Standortgemeinde erforderlich ist. Da der erweiterte Aldi-Markt den Schwellwert ge-
nau erreicht, ist fur die Gutachter offen, ob eine umfassende Zielprifung durch die Trager der
Regionalplanung eingefordert wird. Eine raumordnerische Zuldssigkeitsprifung gemaB den
Vorgaben des LEP Bayern 2013/2018 sowie des Regionalplans Teil | fir den Regierungsbezirk
Unterfranken fuhrt aus unserer Sicht mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einem positiven Ergebnis.
Allerdings leistet die schematische Prufung von EinzelhandelsgroBvorhaben anhand der im
LEP Bayern vorgegebenen MaBstabe keinen tatséchlichen Vertraglichkeitsnachweis, weil sie
auf standardisierten Annahmen beruht. Ziel 5.3.3 unterstellt regelmé&Big, dass von Vorhaben,
deren Umsatz nicht mehr als 25 % der zurechenbaren Kaufkraft absorbiert, keine mehr als un-
wesentlichen Auswirkungen auf die verbrauchernahe Versorgung der Bevoélkerung und die
Funktionsféhigkeit zentraler Standorte ausgehen. Diese GrdBenordnung erreicht der erweiterte
Aldi-Discountmarkt nicht.

Mit freundlichen GriufRen
bulwiengesa AG

Anssecs (o

Andreas Gustafsson
Bereichsleiter
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Stadt Obernburg
Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Stadt Obernburg
Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses am 17.10.2019

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war éffentlich.
Alle Mitglieder waren ordnungsgemaf geladen, Beschlussfahigkeit war gegeben.

5. Vollzug des BauGB: 7. Anderung des Bebauungsplans Stdl. der Eisenbacher Str.
Gemarkung Obernburg (Erweiterung Aldi) - Abwagungsbeschluss nach
Beteiligung der TOB und der Offentlichkeit gemaR § 1 Abs. 7 BauGB
Beratung und Beschlussfassung

Stadtrat Knecht ist personlich Beteiligter i.S.d. § 49 Abs. 1 Satz 1 GO und daher von der
Beratung und Beschlussfassung fir die Tagesordnungspunkte 5, 6 und 7 ausgeschlossen. Er
verlasst den Sitzungstisch um 19:14 Uhr und nimmt im Zuschauerbereich platz.

Sachverhalt:

Der Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschuss hat in der Sitzung vom 19.04.2018 das
Ansinnen der ALDI GmbH & Co. KG bestétigt, die notwendige Bebauungsplanénderung des
Bebauungsplans ,Sudlich der Eisenbacher StraRe” fiir die Erweiterung des Verbrauchermarkts
durchzuftihren und den 1. Birgermeister zur Unterzeichnung eines Stédtebaulichen Vertrags
erméchtigt. Ziel der Planung ist die bauliche Erweiterung des Obernburger ALDI Markts auf bis

zu 1200 gm Verkaufsflache und damit die Verbesserung des Nahversorgungsangebots mit
Waren des taglichen Bedarfs.

Mit dem 27.10.2018 wurde der Stadtebauliche Vertrag zwischen ALDI als Kostentréager und der
Stadt Obernburg als Verfahrenstrager rechtsgultig.

Am 20.09.2018 vergab der Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschuss den Auftrag zur
Erstellung eines Bebauungsplans der Innenentwicklung nach § 13a BauGB an das Bauatelier
Christine Richter und Wolfgang Schaffner in Aschaffenburg.

In der Sitzung vom 16.05.2019 wurde der formale Aufstellungsbeschluss flr den qualifizierten
Bebauungsplan ,Sudlich der Eisenbacher Strale — 7. Anderung” verabschiedet. Aullerdem
wurde dieser Beschluss im Almosenturm vom 07.06.2019 (fruhzeitige Beteiligung) und
02.08.2019 (6ffentliche Auslegung) 6ffentlich bekannt gemacht und die Beteiligung der
Offentlichkeit und der Trager 6ffentlicher Belange durchgeflhrt.

Die folgenden Stellungnahmen wurden abgegeben:

1. Landratsamt Miltenberg, Raumordnung und Bauleitplanung
A. Bauplanungs- und Bauordnungsrecht
B. Natur- und Landschaftsschutz
C. Immissionsschutz
D. Bodenschutz
E. Wasserschutz
F. Denkmalschutz
G. Brandschutz
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10.
11.
12.
13.
14.
15,

N

H. Gesundheitsamtliche Belange

l. Strallenverkehrsbehdérde

Regierung von Ufr., Héhere Landesplanungsbehérde, Wiirzburg
Regionaler Planungsverband Bayer. Untermain — Region 1

Staatliches Bauamt Aschaffenburg, Fachbereich StraRenbau
Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg

Bayer. Landesamt fur Denkmalpflege, Ref. B Q - Bauleitplanung, Miinchen
Bodendenkmalpflege und Bau- und Kunstdenkmalpflege
Handwerkskammer fur Ufr., Wiirzburg

Industrie- und Handelskammer, Aschaffenburg

Bayernwerk AG, Marktheidenfeld

Deutsche Telekom Technik GmbH, Wirzburg

EZV Energie- und Service GmbH & Co. KG Untermain, Wérth
Zweckverband AMME, Erlenbach

Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung, AuRenstelle Klingenberg
Gemeinde Mémlingen

Markt Elsenfeld

Landratsamt Miltenberg, Raumordnung und Bauleitplanung 11.09.2019
Bauplanungs- und Bauordnungsrecht

Prdambel

Bei der Auflistung der Rechtsgrundlagen wird darauf hingewiesen, dass die Bayerische
Bauordnung (BayBO) zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBI. S. 408)
geédndert wurde.

Stadtebauliche Beurteilung:
Die Praambel wird aktualisiert.

Berichtiqung Flachennutzungsplan

GemaR § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen
des Flachennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt, geéndert oder erganzt werden,
bevor der Flachennutzungsplan geandert bzw. ergénzt ist. Der Flachennutzungsplan ist im
Wege der Berichtigung anzupassen.

Bereits in der Begriindung zum Anderungsverfahren des Bebauungsplanes nach § 13a
BauGB ist daher die sich ergebende Anderung des Flachennutzungsplanes sachlich
vollstandig abzuhandeln. Die sich aus dem Verfahren nach § 13a BauGB ergebende
Anderung des Flachennutzungsplanes ist zeichnerisch als Ausschnitt ,\Vorher* — ,Nachher
komplett darzustellen und kurz zu begriinden. Diese Darstellung ist in der Begriindung
erfolgt. Folgendes ist noch zu beachten: AnschlieRend ist bei der Bekanntmachung der
Bebauungsplanénderung zugleich auch die Anderung des Flachennutzungsplanes im
Wege der Berichtigung bekannt zu machen. Die der Begrindung  zur
Bebauungsplanédnderung entnommene — ausgefertigte! - Planzeichnung der geéanderten
Teilflache des Flachennutzungsplanes ist in gleicher Weise zur Einsichtnahme
bereitzuhalten wie alle bisherigen Flachennutzungsplananderungen. Der
Bekanntmachungstext zur Berichtigung des Flachennutzungsplanes kénnte — im Anschluss
an den Bekanntmachungstext zur Bebauungsplananderung — wie folgt lauten:

Verfahrensvermerk
"Der Gemeinderat hat am ... beschlossen, den Flachennutzungsplan im Bereich der
Anderung des Bebauungsplanes ,....“ zu berichtigen. Dies erfolgt aufgrund des

beschleunigten Verfahrens der Anderung des Bebauungsplanes gem. § 13 a BauGB in
Form einer Berichtigung, die in der Begriindung ausfiihrlich beschrieben ist. (Datum,
Unterschrift des BM, Siegel)

Zugleich wird bekannt gemacht, dass der Flachennutzungsplan im Wege der
Berichtigung an die Festsetzungen des Bebauungsplanes ,Gewerbegebiet sldlich der
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Eisenbacher StraRe, 7. Anderung“ angepasst wurde. Der berichtigte Flachennutzungsplan

kann an gleichem Ort und zu den gleichen Zeiten eingesehen werden wie die
Bebauungsplananderung.*

(,Ausfertigung am ... (Datum, Unterschrift des BM, Siegel)
Der berichtigte Flachennutzungsplan sowie der Beschluss des Gemeinderates wurden am
... gem. § 6 Abs. Abs. 5 BauGB ortsiiblich bekannt gemacht und 6ffentlich ausgelegt. Damit

ist der Plan gem. § 6 Abs. 5 BauGB wirksam geworden. (Datum, Unterschrift des BM,
Siegel)")

Stadtebauliche Beurteilung:

Kenntnisnahme und Beachtung.

Der im Wege der Berichtigung angepasste Flachennutzungsplan wird gleichzeitig mit der
ortstblichen Bekanntmachung der Anderung des Bebauungsplanes bekannt gemacht.
Abstandsfldchen

Laut den bauordnungsrechtlichen Festsetzungen richten sich die Abstandsflachentiefen
nach den Regelungen des Art. 6 BayBO.

Hierzu weisen wir auf Folgendes hin:

Bisher war das Anderungsgebiet als Gewerbegebiet ausgewiesen. Gem. Art. 6 Abs. 5
Satz 2 BayBO genigt eine Abstandsflachentiefe von 0,25 H. Durch die Anderung des
Bebauungsplans wird ein Sondergebiet festgesetzt. Somit betragt, ohne weitere Regelung,
die Abstandsflachentiefe 1 H, mindestens 3 m.

Wir empfehlen daher, die Regelung gegebenenfalls zu Uberarbeiten.

Des Weiteren wird empfohlen, die Abstdnde der Baugrenzen zu den
Grundstlicksgrenzen zu vermafen.

Stadtebauliche Beurteilung:

Bezogen auf die westliche GebaudeauRenwand sind Art. 6 Abs. 4 und 5 BayBO nicht
anzuwenden. Die Abstandsflachentiefe ist festgesetzt durch die Baugrenze. Einzuhalten ist
ein Mindestabstand von 4,00 m.

Der Abstand zu der westlichen Grundstlicksgrenze wird vermafit, berlicksichtigt wird der
Gebaudebestand. Ansonsten ist die Tiefe der Abstandsflachen mit 1 H, mind. 3 m
einzuhalten.

FuBldufige Erreichbarkeit

In der Begrindung wird ausgefihrt, dass in ca. 300 m fuRlaufig ein Wohngebiet in
nérdlicher Richtung zu erreichen sei und eine Bushaltestelle sich ca. 350 m von der ALDI-
Filiale entfernt in der Eisenbacher Strafte befinde. Tatsachlich ist das Grundstick aber
nicht direkt zu erreichen, da kein Zugang bzw. keine Durchwegung vorgesehen ist.

Stadtebauliche Beurteilung:

Uber die 100 m &stlich liegende OttostraRe ist der stidliche Rand des Wohngebietes (Hohe
RosenstraRe / Am Miuhlrain) in 350 m und die Bushaltestelle in 350 / 380 m Entfernung
vom Eingang der ALDI-Filiale fuBlaufig zu erreichen. Sollte kinftig entlang der
BundesstralRe 426/ Eisenbacher Stralle ein Geh- und Radweg ausgebaut werden, ist eine
direkte fullaufige Anbindung anzustreben.

Beschlussempfehlung zu 1. A:
Die Anregungen von Seiten des Bauleitplanungs- und Bauordnungsrechts werden
vollumfanglich berlcksichtigt und die Begrindung und der Planteil mit Legende
entsprechend aktualisiert.

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.
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B) Natur- und Landschaftsschutz
Mit dem Vorhaben besteht aus naturschutzrechtlicher Sicht Einverstandnis.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Beschlussempfehlung zu 1. B:
Zur Kenntnis genommen.

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine

Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

C) Immissionsschutz
In einer Schallimmissionsprognose der Wélfel Engineering GmbH + Co. KG vom 18.
Marz 2019 wurden die zu erwartenden Gerduschimmissionen untersucht, die im
Zusammenhang mit dem Betrieb des Einzelhandel-Marktes und der Parkplatzanlage
stehen und ggf. unter welchen Voraussetzungen die Einhaltung der Immissionsrichtwerte
gemafl TA Larm ermdéglicht werden kann.

In der Schallimmissionsprognose der Wélfel Engineering GmbH + Co. KG vom 18. Mérz
2019 wurde die Einhaltung der Anforderungen zum Schallimmissionsschutz infolge der
Gerauscheinwirkungen aus dem reguléren Betrieb untersucht.

Als mafigebliche Immissionsorte werden erachtet:

Adresse Hoéhe Flur-Nr. Schutzanspruch
Wohnhaus Dieselstr. 2 1. 0G 6941/18 GE
Wohnhaus Im Weidig 15 1. 0G 6941/15 GE
Wohnhaus Im Weidig 19 1. 0G 6941/13 GE
Wohnhaus Im Weidig 18 1. 0G 6941/47 GE
Wohnhaus Rosenstr. 11 2.0G 6702 WA
Wohnhaus Rosenstr. 7 1. 0G 6700 WA

Nach Nr. 6.1 TA Larm gelten folgende Immissionsrichtwerte (IRW):

Beurteilungszeitraum
IRW/dB(A) Beurteilungszeit

WA
GE
tagstiber 06.00 — 22.00 Uhr 55 65 16 Stunden
nachts 22.00 — 06.00 Uhr 40 50 lauteste Stunde

Die maRgeblichen Gerauschquellen des Einkaufmarktes sind:

Kundenparkverkehr auf dem Anlagengrundstiick, stdlich und &stlich des
Filialgebaudes
- Mitarbeiterparkverkehr, 6stlich des Filialgebdudes
- Nutzung der Einkaufswéagen, eine Einkaufswagenbox auf dem Parkplatz vor dem
Markteingang
- Anlieferung per LKW und Verladung an der Lieferzone an der Westfassade
- Betrieb der haustechnischen Anlagen und Aggregate
- Nutzung und Wechsel des Papierpresscontainers

Ergebnis und Bewertung:
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Die ermittelten Beurteilungspegel des Planfalles (vgl. Kapitel 5.1) liegen im Tageszeitraum
an allen maRgeblichen Immissionsorten um mindestens 6 dB unter den zulassigen IRW der
TA Larm und sind damit als unkritisch zu sehen. Im Nachtzeitraum wird der IRW der TA
Larm durch Anlieferungen am Immissionsort ,Im Weidig 18 deutlich Uberschritten. Die
Berechnungsergebnisse bestatigen damit die im Bebauungsplan ,Industrie- und
Gewerbegebiet sudlich der Eisenbacher Strale“ festgesetzte Einstufung des
Anlagengrundstlicks als ,beschranktes Gewerbegebiet”.

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur Filialerweiterung sind  damit
Gerauschminderungsmalnahmen erforderlich:

- Anlieferungen per LKW wahrend des Nachtzeitraums (22:00 bis 06:00 Uhr) sind nicht
zuldssig

- die in Kap. 4.5 der Schallimmissionsprognose angegebenen  zulassigen
Schallleistungspegel der haustechnischen Anlagen sind einzuhalten (Uberprifung im
Rahmen der Ausfuhrungsplanung)

Die oben genannten GerauschminderungsmaRnahmen sind in die Baugenehmigung als
Nebenbestimmungen mit aufzunehmen.

Insgesamt bestehen aus der Sicht des Immissionsschutzes gegen das geplante Vorhaben
keine grundsatzlichen Bedenken, wenn dieses unter Berlcksichtigung der oben
aufgefuhrten Gerauschminderungsmafnahmen durchgefihrt wird.

Stadtebauliche Beurteilung:

Kenntnisnahme und Beachtung der angefiihrten GerduschminderungsmaRRnahmen nach
dem Ergebnis der Schallimmissionsprognose.

Beschlussempfehlung zu 1. C:
Die angefihrten  Gerauschminderungsmafnahmen nach dem  Ergebnis der
Schallimmissionsprognose sind vom Bauherren zu beachten.

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

D) Bodenschutz
Die Grundstiicke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes (Flurstiicksnummern 6941/37
und 6941/46) sind nicht im bayerischen Altlastenkataster nach Art. 3 Bayerisches
Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) verzeichnet.

Auch daruber hinaus liegen uns keine Informationen vor, dass sich auf den besagten
Grundstiicken eine Altlast oder eine schadliche Bodenverénderung befindet.

Diese Auskunft erhebt nicht den Anspruch auf eine vollstdndige und abschlieende
Uberprifung eines Altlastenverdachts. AuRerdem geben die Informationen im
Altlastenkataster nach Art. 3 BayBodSchG nur den momentan erfassten Datenbestand
wieder, der nicht den aktuellen Verhéltnissen auf dem Grundstick entsprechen muss.
Gegebenenfalls muss ein Verantwortlicher nach Bodenschutzrecht (insbesondere

Eigentumer) eine entsprechende Uberprifung (Recherche bzw. Untersuchung) selbst
veranlassen.

Sollten sich dabei, entgegen unseren bisherigen Erkenntnissen, konkrete Anhaltspunkte flr
das Vorliegen von Altlasten oder schadlichen Bodenveranderungen ergeben, dann ist der
Verantwortliche nach Art. 1 BayBodSchG verpflichtet, die Untere Bodenschutzbehdrde im
Landratsamt Miltenberg unverztglich Uber diesen Sachverhalt zu informieren und ihr die
diesbezlglichen Unterlagen vorzulegen.
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Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen die 7. Anderung des Bebauungsplans
,Gewerbegebiet stdlich der Eisenbacher StraRe" somit keine Bedenken.

Stadtebauliche Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Beschlussempfehlung zu 1.D:
Zur Kenntnis genommen, ist vom Bauherren zu beachten.

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

E) Wasserschutz
Wasserrechtliche Tatbestdnde sind aufgrund der vorgelegten Planunterlagen nicht

ersichtlich.
In fachlicher Hinsicht bitten wir die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes

Aschaffenburg einzuholen und zu berlcksichtigen.

Stadtebauliche Beurteilung:
Kenntnisnahme. Das Wasserwirtschaftsamt wurde beteiligt und hat sich mit Schreiben vom

17.09.2019 gedulert.

Beschlussempfehlung zu 1. E:
Zur Kenntnis genommen.

Beratung:
Der 1. Burgermeister trédgt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

F) Denkmalschutz
Das Bayerische Landesamt fir Denkmalschutz wurde um Stellungnahme gebeten.

Stéadtebauliche Beurteilung:
Vom Bayerischen Landesamt fir Denkmalschutz liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussempfehlung zu 1. F:
-entfallt-

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Eine Abstimmung ist entbehrlich.

G) Brandschutz
GemaR der DVGW WA405 ist eine Léschwasserversorgung von 96 m3h bzw. 1600 I/min
Uber einen Zeitraum von zwei Stunden aus Hydranten in max. 300 m Entfernung
sicherzustellen.

Stadtebauliche Beurteilung:

Bei der vorgelegten Planung handelt es sich um eine Bestandsanpassung (Erweiterung des
bestehenden Supermarktes). Kenntnisnahme und Beachtung der Sicherstellung der
erforderlichen Léschwassermenge im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens.
Empfehlung: Die zur Verfligung stehenden Hydranten in der Strake ,Im Weidig* haben eine
Leistungsfahigkeit von 800l/ min. Zur Deckung des Lé&schwasserbedarfs von 1.600l/ min
wird vorgeschlagen, die fehlende Wassermenge durch die Férderung aus dem Muhlgraben
oder der Mémling zu ergénzen. Es besteht ein stadtischer Verbindungsweg von der StraRe
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,Im Weidig“ zwischen Bauhof und Anglerheim. Die Gewasser liegen in einem Umkreis von
weniger als 300m.

Beschlussempfehlung zu 1. G:

Zur  Kenntnis genommen. Der Brandschutznachweis ist im Rahmen des
Bauantragsverfahrens durch den Bauherren zu fuhren.

Beratung:

Der 1. Blrgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

H) Gesundheitsamtliche Belange
Von Seiten des Gesundheitsamtes bestehen keine Bedenken gegen die Anderung des
Bebauungsplanes.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Beschlussempfehlung zu 1. H:
Zur Kenntnis genommen.

Beratung:

Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

) StraBenverkehrsbehérde
Mit der geplanten Bebauungsplanénderung besteht Einverstandnis.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Beschlussempfehlung zu 1. I:
Zur Kenntnis genommen.

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

2. Regierung von Unterfranken, Hohere Landesplanungsbehdrde, 28.08.2019
Landesplanerische Stellungnahme

Aus der Sicht der Raumordnung und Landesplanung bestehen keine Einwénde.

Nach Abschluss des Verfahrens wird um die rechtskraftige Fassung des Bebauungsplanes
mit Begriindung auf digitalem Wege (Art. 30 BayLplG) an die poststelle@reg-ufr-bayern.de
gebeten.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Beschlussempfehlung zu 2.:
Zur Kenntnis genommen.

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

3. Regionaler Planungsverband Bayer. Untermain — Region 1, 13.09.2019

Die Uberprifung nach regionalplanerischen Gesichtspunkten hat keine Anregungen oder
Einwendungen ergeben.
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Stédtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Beschlussempfehlung zu 3.:
Zur Kenntnis genommen.

Beratung:
Der 1. Blrgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

4. Staatliches Bauamt Aschaffenburg, Fachbereich StraBenbau, 11.09.2019

1. Bedarfsflache StraRenausbau
Die im Bebauungsplanentwurf dargestellte Bedarfsflaiche fur den Stralenausbau
entspricht der Vorabstimmung mit der Stadt Obernburg. Hiermit besteht

Einverstandnis.

2. Ausbauverbotszone/\Werbeanlagen

2.1 Im Plan ist die 20 m Anbauverbotszone entlang der Bundesstrale aufgenommen. Wir
bitten, in der Legende (,Nachrichtliche Ubernahme*) den Text zur Anbauverbotszone
um folgenden Satz zu ergénzen:
,Dies gilt nach § 9 Abs. 6 FStrG auch fiir Anlagen der AuBenwerbung®.

2.2 Die bauordnungsrechtliche Festsetzung zu Werbeanlagen bitten wir um folgende Ziffer

3 zu erganzen:
»3. Werbeanlagen innerhalb der 20 m-Anbauverbotszone bediirfen jeweils der

Zustimmung bzw. Genehmigung des Staatlichen Bauamtes®.

3. Zufahrtsverbot/ Zugangsverbot
Innerhalb des Geltungsbereiches der Bebauungsplandnderung treten nach dem
vorgelegten Bebauungsplanentwurf samtliche Festsetzungen bisheriger
Bebauungspléne auler Kraft.
Im geltenden Bebauungsplan ,Gewerbegebiet stdlich der Eisenbacher Stralle" ist
folgende Festsetzung enthalten:
,Samtliche Grundstiicke an der Bundesstralle (B 426) sind mit Einfriedungen ohne Tr-
und Toroffnungen zu versehen®. Hintergrund dieser Festlegung ist die gesetzliche
Regelung im § 8a Abs. 1 FStrG.

Unter Bezug auf die 2018 mit der Stadt Obernburg erfolgte Abstimmung teilen wir

hierzu Folgendes mit:

- Eine direkte Zufahrt von der BundesstraBe im Bereich der Bebauungsplan-
anderung ist nicht zulassig.

- Sollte kunftig entlang der BundesstraBe ein Gehweg bzw. Geh- und Radweg
hergestellt werden, so ist eine fullaufige Anbindung denkbar.

Vor diesem Hintergrund schlagen wir vor, statt der o.g. bisherigen Regelung
(Einfriedung ohne Tur- und Toréffnung) folgende Festsetzung in den Bebauungsplan
aufzunehmen:

»Direkte Zufahrten und Zugénge zur BundesstraBe sind unzuldssig. Ausnahmen
kénnen auf Antrag von der StraBenbaubehdrde als Sondernutzungserlaubnis
erteilt werden.”

4. Schallschutz
Das jetzt durch die vorgesehene Bebauungsplandnderung als Sondergebiet
vorgesehene Gebiet war bisher im Bebauungsplan als Gewerbegebiet (GE)
ausgewiesen. Fur das Gewerbegebiet enthalt der geltende Bebauungsplan
Festsetzungen zum Schallschutz gegenliber dem Verkehrsldrm der Bundesstrale.
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Der vorgelegte Bebauungsplanentwurf enthalt dagegen lediglich Hinweise zum
Schallschutz vor Verkehrslarm der Bundesstrale.

Wir Dbitten die Stadt zu prifen, ob fur das vorgesehene Sondergebiet
Schallschutzanforderungen gegentiber dem Verkehrsldrm einzuhalten sind. Sollte dies
der Fall sein, bitten wir Sie, sich bezlglich der Berechnungsausgangswerte zum
StralRenverkehr der B 426 fur einen rechnerischen Nachweis nach DIN 18005
nochmals kurzfristig mit uns in Verbindung zu setzen.

Ausgehend von einer aktuellen Schallschutzberechnung wére in diesem Fall von der

Stadt Uber evtl. notwendige Festsetzungen zum Schallschutz im geplanten
Sondergebiet zu befinden.

Stadtebauliche Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Die textlichen Festsetzungen zu
* Ausbauverbotszone,
* Werbeanlagen,

* Zufahrts-/ Zugangsverbot werden ergénzt.

In dem Sondergebiet sind keine Wohnungen bzw. schutzbedirftigen Raume zuléssig.
Somit sind keine SchallschutzmaRnahmen zum Schutz vor Verkehrslarm vorzusehen.

Ein kleiner Personalraum ist auf der larmabgewandten Seite (Stdseite des Gebaudes)
geplant.

Beschlussempfehlung zu 4.:

Die Anregungen von Seiten des Staatlichen Bauamtes Aschaffenburg werden
vollumfanglich berlcksichtigt und die textlichen Festsetzungen im Bebauungsplan
entsprechend ergénzt bzw. geéndert.

Beratung:

Der 1. Birgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

5.

Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, 17.09.19
Wasserwirtschaftliche Belange

1. Oberflaichengewésser, Uberschwemmungsgebiet

Das geplante Vorhaben ist ca. 170 m von der Mémling, einem Gewasser Il. Ordnung, und
60 m vom Mihlbach der Kochsmihle entfernt. Weiterhin verlauft ca. 85 m &stlich der
Kummentalgraben, ein Gewasser Ill. Ordnung. Es ist mit keiner Beeintrachtigung der
Oberflachengewasser zu rechnen.

Das Vorhaben kommt weiter nicht innerhalb eines amtlich festgesetzten
Uberschwemmungsgebiets zum Liegen.

2. Gewadsserschutz, Niederschlagswasserbeseitigung

Aktuell findet die Entwasserung im Mischsystem statt. Durch die VergréRerung der
Verkaufsflache ist keine Anderung der Entwésserung geplant und ein Anschluss an das
vorhandene Kanalnetz an der angrenzenden Stral3e vorgesehen. Begriindet wird dies mit
der geringen GebietsgroRe. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist unbelastetes
Niederschlagswasser grundsatzlich getrennt von hauslichem Schmutzwasser zu entsorgen.
Dabei wird einer Versickerung Uber den bewachsenen Oberboden in das Grundwasser
einer Einleitung in ein Oberflachengewasser Vorzug gegeben. Hierbei sind die Vorgaben
der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der Technischen Regeln
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser
(TRENGW) zu beachten. Bei einer Einleitung in ein Oberflichengewasser sind die
Vorgaben der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem
Niederschlagswasser in oberirdische Gewéasser (TRENOG) zu beachten. Sollte die
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NWFreiV bzw. TRENOG nicht greifen, wéare eine wasserrechtliche Erlaubnis beim
Landratsamt Miltenberg zu beantragen.

3. Wasserversorgung, Grundwasserschutz
Von dem geplanten Vorhaben ist kein Trinkwasserschutzgebiet fur eine
Wassergewinnungsanlage fur die éffentliche Trinkwasserversorgung betroffen.

Bei dem beabsichtigten Bauvorhaben sind die Bodeneingriffe auf das erforderliche
Minimum zu beschranken. Verschmutzungen des Grundwassers aufgrund der Bauarbeiten
sind durch entsprechende SchutzmalRnahmen zu verhindern.

Durch die geplanten Versiegelungen ist mit einer lokalen Verschlechterung der
Grundwasserneubildung und somit mit negativen Auswirkungen fir den Wasserhaushalt zu
rechnen. Die Flachenversiegelungen sind daher so gering wie méglich zu halten.

Die Trinkwasserversorgung soll Uber den Anschluss an das bestehende Ortsnetz
sichergestellt werden. Dabei ist auf eine mengen- und druckmaRig ausreichende
Wasserversorgung zu achten. Inwieweit die bestehenden Anlagen ausreichend bemessen
sind die Trink-, Brauch- und L&schwasserversorgung sicherzustellen, ist vorab zu
Uberprifen.

Bei hohen Grundwasserstanden bzw. dem Auftreten von Hang- oder Schichtenwasser sind
geeignete Bauweisen zu wahlen.

Es sind die Vorgaben des Allgemeinen Grundwasserschutzes (Anforderungen nach
Wasserhaushaltsgesetz und Bayerischem Wassergesetz) zu beachten.

Mit der 7. Anderung des Bebauungsplans ,Gewerbegebiet sudlich der Eisenbacher StraRe*
besteht aus  wasserwirtschaftlicher Sicht Einverstdndnis, wenn die unter
,Wasserwirtschaftliche Belange* aufgefiihrten Punkte beachtet werden.

Stadtebauliche Beurteilung:

Kenntnisnahme und Beachtung der genannten Punkte.

Fur das geplante Vorhaben ist die ausreichende Trink-, Brauch- und
L&schwasserversorgung sicherzustellen. Die Empfehlungen zur
Niederschlagswasserbeseitigung werden zur Kenntnis genommen. Da es sich im
vorliegenden Fall lediglich um eine Erweiterung eines Bestandsgebaudes handelt, wird das
bestehende Entwédsserungssystem beibehalten. Eine grofRflachige Versickerung tber die
belebte Bodenzone als natlrlicher Speicherraum mit Filterwirkung ist aufgrund des groRen
Flachenbedarfs und der Topographie (Grinflache im B&schungsbereich) nicht umsetzbar.
Das auf den Stellplatzflachen anfallende Niederschlagswasser kann zu einem Teil Uber die
Pflasterflache (Fugenanteil) versickern.

Beschlussempfehlung zu 5.:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind bei der Planung und Ausfiihrung
durch den Bauherren zu berlcksichtigen.

Beratung:
Der 1. Blrgermeister trdgt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.
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6. Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege, Ref. BQ-Bauleitplanung, Miinchen
Es liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussempfehlung zu 6:
-entfallt-

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Eine Abstimmung ist entbehrlich.

7. Handwerkskammer fiir Unterfranken, Wiirzburg, 12.09.19

Grundsétzlich wird in der Ansiedlung von groRflachigem Lebensmitteleinzelhandel durch
Vollsortimenter und Discounter eine direkte Gefahr fur das innerortliche
Lebensmittelnandwerk gesehen. Da im vorliegenden Falle die Anderung des
Flachennutzungsplanes und der Bebauungsplan nicht auf eine Neuansiedlung eines
Lebensmitteldiscounters bzw. eine Sortimentserweiterung abzielen, bestehen von Seiten
der Handwerkswirtschaft keine Einwénde.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Beschlussempfehlung zu 7.:
Zur Kenntnis genommen.

Beratung:

Der 1. Blrgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird mit 8:1 Stimmen angenommen.

8. Industrie- und Handelskammer, Aschaffenburg, 13.09.19
Es sind keine Bedenken oder Anregungen gegeben.

Stadtebauliche Beurteilung:
Kenntnisnahme und Uberlassen einer genehmigten Planfassung mit Beschluss.

Beschlussempfehlung zu 8.:
Zur Kenntnis genommen.

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

9. Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld, 02.09.19

Im Planungsbereich verlaufen Gasversorgungsleitungen der Bayernwerk Netz GmbH mit
einem Schutzzonenbereich von 1,0 m beiderseits der Leitungsachse (siehe beiliegende
Plankopie zur Information, keine Gewahr fur die Richtigkeit des Leitungsverlaufs).
Planauskunft fur detaillierte Plane: planauskunft-marktheidenfeld@bayernwerk.de

Das Merkblatt zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen ist zu beachten, um
Sachschaden und im Schadensfall eine Gefahrdung von Personen zu vermeiden.

Zwei Wochen vor Baubeginn wird um Kontaktaufnahme mit dem Techn.
Kundendienstmanagement im Netzcenter Marktheidenfeld, Tel. 0941-28003311, gebeten.
Bei Sach-, Personen- und Vermoégensschaden, die auch Dritten bei Nichtbeachtung der
notwendigen Sicherheitsbedingungen entstehen, wird keine Haftung Ubernommen. Gegen
die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen keine grundséatzlichen Einwénde, wenn
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dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen nicht beeintrachtigt
werden.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung

Beschlussempfehlung zu 9.:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind bei der Planung und Ausfihrung
durch den Bauherren zu bertcksichtigen.

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

10. Deutsche Telekom Technik GmbH, Wiirzburg, 11.09.19

Es bestehen keine Einwande.

Im Geltungsbereich befindet sich eine Telekommunikationslinie des Unternehmens.

Auf  vorhandene, dem offentlichen  Telekommunikationsverkehr  dienenden
Telekommunikationslinien, ist grundsatzlich Rucksicht zu nehmen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das ,Merkblatt Uber Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen® der Forschungsgesellschaft flur Straen und
Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten.

Es wird um rechtzeitige Mitteilung von MaRnahmen, welche im Geltungsbereich stattfinden,
gebeten.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung.

Beschlussempfehlung zu 10.:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind bei der Planung und Ausflhrung
durch den Bauherren zu berlcksichtigen.
Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.
11. EZV Energie- und Service GmbH & Co.KG Untermain, Worth
Es liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussempfehlung zu 11:
-entfallt-

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Eine Abstimmung ist entbehrlich.

12. Zweckverband AMME, Erlenbach
Es liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussempfehlung zu 12:
-entfallt-

Beratung:
Der 1. Blrgermeister tragt den Sachverhalt vor. Eine Abstimmung ist entbehrlich.

13. Amt fiir Digitalisierung, Breitband und Vermessung (ADBV),
AuBenstelle Klingenberg, 13.08.19
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* Das basierende Kartenmaterial entspricht dem aktuellen Stand des Liegenschafts-
katasters vom August 2019.

*  Der Nordpfeil zur Orientierung im Raum fehlt auf dem Bebauungsplan.

*  Wir weisen darauf hin, dass bei allen Geodaten der Bayerischen Vermessungsver -
waltung (z. B. Digitale Flurkarte oder Luftbild) aus Lizenz- und Nutzungsrechtlichen
Grinden der Copyrightvermerk anzubringen ist.

* Inder Begriindung unter Punkt 2.1 Lage und Abgrenzung, ist die GréRenangabe
des Anderungsbereichs mit 9325 m? nicht korrekt. Die amtliche Katasterflache be-
tragt 9621 m2.

Stadtebauliche Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Die GréRenangabe wird berichtigt, der Nordpfeil und der Copyrightvermerk werden auf der
Planzeichnung erganzt.

Beschlussempfehlung zu 13.:
Die Anregungen von Seiten des Amtes fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung
werden vollumfanglich beriicksichtigt und die Planzeichnungen entsprechend erganzt.

Beratung:

Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

14. Gemeinde Momlingen
Es liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussempfehlung zu 14:
-entfallt-

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Eine Abstimmung ist entbehrlich.

15. Markt Elsenfeld, 14.08.19

Belange des Marktes Elsenfeld sind nicht betroffen.
Der Planung wird zugestimmt.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Beschlussempfehlung zu 15.:
Zur Kenntnis genommen.

Beratung: _
Der 1. Birgermeister trdgt den Sachverhalt vor. Seitens des Gremiums gibt es keine
Wortmeldungen. Die Beschlussempfehlung wird einstimmig angenommen.

B. Offentliche Auslegung

Es liegen keine AuRerungen und Anregungen aus der Offentlichkeit vor.

Beschlussempfehlung zu B:
-entfallt-

Beratung:
Der 1. Burgermeister tragt den Sachverhalt vor. Eine Abstimmung ist entbehrlich.
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Beschluss:
Die Verwaltung wird beauftragt, die Einwendungsgeber Gber das Ergebnis der Abwagung zu
informieren und den Satzungsbeschluss zur Abstimmung vorzubereiten.

Ja 8 Nein1 beschlossen

Dle%mar Qr

1. Burger elster
Dieser Auszug ist mit der Urschrift gleichlautend.

Stadt Obernburg, 23.10.2019

Anlage 4
Seite 14 von 16



Stadt Obernburg
Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Stadt Obernburg
Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses am 17.10.2019

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war &ffentlich.
Alle Mitglieder waren ordnungsgemaf geladen, Beschlussfahigkeit war gegeben.

6. Vollzug des BauGB: 3. Berichtigung des Flachennutzungsplans der Stadt
Obernburg nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Rahmen der siebten Anderung des

Bebauungsplans "Gewerbegebiet siidlich der Eisenbacher Strale" (Erweiterung
Aldi)

Beratung und Beschlussfassung

Beschluss:

Der am 26.11.2015 vom Stadtrat beschlossene und am 27.05.2016 wirksam gewordene
Flachennutzungsplan (FNP) wird im Bereich der Flurnummern 6941/46 und 6941/37 der
Gemarkung Obernburg von der baulichen Nutzung GE (Gewerbegebiet) auf SO (Sondergebiet)
gemal BauNVO berichtigt. Dies ist die 3. Berichtigung des FNP vom 27.05.2016 und erfolgt auf
Basis des vorliegenden Planstands vom 17.10.2019.

Die Berichtigung ist im Amtsblatt der Stadt Obernburg bekannt zu machen und zur
Einsichtnahme im Rathaus auszulegen.

Ja 8 Nein1 beschlossen

1. Burgermeister

Dieser Auszug ist mit der Urschrift gleichlautend.

Stadt Obernburg, 23.10.2019
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Stadt Obernburg
Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Stadt Obernburg
Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses am 17.10.2019

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war 6ffentlich.
Alle Mitglieder waren ordnungsgeman geladen, Beschlussféhigkeit war gegeben.

7. Vollzug des BauGB: 7. Anderung des Bebauungsplans Sudl. der Eisenbacher Str.
Gemarkung Obernburg (Erweiterung Aldi) - Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1
BauGB

Beratung und Beschlussfassung

Beschluss:
Der Bauausschuss der Stadt Obernburg beschlieBt gema § 10 Abs. 1 BauGB den
Bebauungsplan ,7. Anderung des Bebauungsplans Sidl. der Eisenbacher Str.“ im Bereich der

Flurnummern 6941/46 und 6941/37 der Gemarkung Obernburg in der Fassung vom 17.10.2019
als Satzung.

Der Plan- und Textteil des Bebauungsplanes und die Begriindung werden gebilligt.

Die Verwaltung wird beauftragt, den Satzungsbeschluss im stadtischen Mitteilungsblatt

Almosenturm zu veréffentlichen, damit dieser am Tag der Veréffentlichung Rechtsgtltigkeit
erlangt.

Ja 8 Nein1 beschlossen

e

~,

~Hil(]

DietmariFieger
1. BUrgermeister

Dieser Auszug ist mit der Urschrift gleichlautend.

Stadt Obernburg, 23.10.2019
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	Die Entwicklung der Flächen stellt sich wie folgt dar:
	Bestand         Zugang           Neu
	Verkaufsfläche          942 m²         + 224 m²      1.166 m²
	Nutzfläche        1.426 m²         + 309 m² 1.735 m²
	Überbaute Fläche   1.550 m²         + 360 m² 1.910 m²
	2. DAS PLANGEBIET
	2.1 Lage und Abgrenzung
	Abb. 1       Geltungsbereich (ohne Maßstab)
	2.2 Gegenwärtige Nutzung
	2.3 Verkehrliche Anbindung
	3. ANWENDUNG DES § 13a BAUGB IM BESCHLEUNIGTEN VERFAHREN
	Das Baugesetzbuch führt hierzu aus:
	„Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen,
	die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung
	kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Der Bebauungs-
	plan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in
	ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Bau-
	nutzungsverordnung oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt
	wird von insgesamt weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die
	Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sach-
	lichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden,
	mitzurechnen sind.
	Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den
	Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die
	in einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
	nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach
	Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch aus-
	geschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in
	§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter oder
	dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder
	Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1
	des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu beachten sind“.
	Der vorliegende Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen:
	• Die Gesamtfläche des Plangebietes beträgt rd. 9.621 m², sodass die Obergrenze
	von  20.000 m² Grundfläche bei einer maximal zulässigen Grundflächenzahl von 0,8
	deutlich unterschritten wird,
	• es werden keine Vorhaben festgesetzt, die einer Pflicht zur Durchführung einer
	Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen,
	• es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele von
	Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebieten und Vogelschutzgebieten des europaweiten
	Schutzgebietssystems „Natura 2000“ (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB).
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte Grundfläche unter 20.000 m² liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelt...
	Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.
	Die Belange des § 1 Abs. 7c BauGB (umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit) werden in der Planung berücksichtigt.
	In der Schallimmissionsprognose der Wölfel Engineering GmbH & Co. KG vom 18.03.2019 wurden die zu erwartenden Geräuschimmissionen untersucht, welche im Zusammenhang mit dem regulären Betrieb des Einzelhandelsbetriebes und der Parkplatzanlage stehen u...
	Die gegenständliche Bebauungsplanänderung kann nach den Vorschriften des § 13a BauGB i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt werden. Eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ist somit nicht durchzuführen.
	4. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN
	4.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan (RP 1)
	Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 01.09.2013, geändert am 01.03.2018, ist die Stadt Obernburg a. Main gemeinsames Mittelzentrum mit der Stadt Erlenbach a. Main, der Marktgemeinde Elsenfeld, der Stadt Wörth a. Main und der Stadt Kli...
	In den Mittelzentren soll gemäß Ziel B IV 2.4.2 des Regionalplanes der Region Bayerischer Untermain (1) auf die Erhaltung und den Ausbau des Warenangebotes für den allgemeinen und gehobenen Bedarf hingewirkt werden.
	Die Prüfung durch die Regierung von Unterfranken hat ergeben, dass das geplante Vorhaben (Nutzungserweiterung) dazu beiträgt, eine bedarfsgerechte Warenversorgung langfristig zu erfüllen und dem Bedarf angepasst auszubauen. Die Einzelhandelsziele des...
	4.2 Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan
	Der Flächennutzungsplan in der Fassung vom 26.11.2015, wirksam seit 27.05.2016, zeigt für das Plangebiet die Darstellung „Gewerbegebiet“ (GE) gemäß § 8 BauNVO.
	Abb. 2                 Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (ohne Maßstab)
	Da es sich im vorliegenden Fall um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB handelt, wird der Flächennutzungsplan gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung an die Festsetzung des Bebauungsplanes angepasst.
	Aufgrund der Verkaufsfläche (> 800 m²) wird für den Änderungsbereich ein Sonstiges Sondergebiet  „Einzelhandel“ gemäß § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO dargestellt.
	Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird durch die Anpassung des Flächennutzungsplanes nicht beeinträchtigt.
	Abb. 3             Berichtigte Fassung des Flächennutzungsplanes (ohne Maßstab)
	4.3 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan
	4.4 Bauverbotszone
	4.5 Artenschutz nach § 44 BNatSchG
	5. PLANUNGSVORHABEN
	6. FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT
	(§ 9 Abs. 1 BauGB)
	6.1 Art der baulichen Nutzung und Zweckbindung
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 10 und § 11 BauNVO)
	6.2 Maß der baulichen Nutzung
	Mit der Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 und der Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,0 werden die zulässigen Obergrenzen für das Maß der Überbauung in dem Sondergebiet festgelegt.
	Zahl der Vollgeschosse und Höhe der baulichen Anlage
	Die baulichen Erweiterungen richten sich in der Höhenentwicklung nach dem eingeschossigen Bestandsgebäude. Die zulässige Wandhöhe ab der Oberkante des Fertigfußbodens des Filialgebäudes wird mit 7,00 m festgesetzt. Die fertiggestellte Fußbodenhöhe (O...
	Zulässig ist das geneigte Dach als Sattel- und das Flachdach mit einer Dachneigung zwischen 0  bis 25 .
	Eine Höhenbegrenzung für technische Aufbauten (Kühl- und Lüftungsanlagen) ist nicht erforderlich, da die Firsthöhe des Daches durch Dachaufbauten nicht überschritten wird.
	6.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)
	Beibehalten wird die Bauweise mit einem freistehenden Gebäude. Es wird die „abweichende Bauweise“ (a) gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Dem Bestandsgebäude entsprechend ist eine Gebäudelänge über 50 m zulässig.
	Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Baugrenzen definiert. Der festgelegte Rahmen orientiert sich an der Festsetzung des rechtskräftigen Bebauungsplanes. Innerhalb des „Baufensters“ liegt ein Großteil der Stellplatzanlage. Werden aufgrund...
	6.4 Flächen für Stellplätze
	(nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO)
	In dem Sondergebiet sind Stellplätze und deren Zufahrten nur innerhalb der Baugrenzen und der zu diesem Zweck festgesetzten Flächen zulässig.
	Es gilt im Einzelnen die „Satzung über die Herstellung von Stellplätzen“ der Stadt Obernburg a. Main. Die Planung sieht insgesamt 123 Stellplätze vor.
	7. VER- UND ENTSORGUNG
	8. NATUR UND UMWELT
	8.1 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
	Boden- und Grundwasserschutz
	Hinsichtlich der langfristigen Trinkwassersicherung ist die mit der Flächenversiegelung infolge der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate von zunehmender Bedeutung. Die Inanspruchnahme von Bodenfläche kann die Sp...
	Der Bebauungsplan enthält daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorgabe zur wasserdurchlässigen Ausführung von Stellflächen.
	Im Weiteren wird auf Art. 7 Abs. 1 BayBO verwiesen:
	Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren Anlagen überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind
	1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder  herzustellen und
	2. zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer
	anderen zulässigen Verwendung der Flächen entgegenstehen.
	Artenschutz
	Dauernester von Vögeln und Fledermausquartiere sind als Lebensstätte ganzjährig geschützt. Daher ist unmittelbar vor einer Baumfällung eine Kontrolle durch eine fachkundige Person erforderlich. Das Ergebnis der Untersuchung ist der Unteren Naturschut...
	8.2 Pflanzgebote und Bindungen für das Anpflanzen und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
	Vorhandene Gehölze sollen erhalten werden und sind bei Ausfall zu ersetzen. Die Stellplatzflächen sind mit heimischen Bäumen und Sträuchern einzugrünen.
	Der Bebauungsplan enthält Pflanzbeispiele für standortgerechte heimische Bäume und Sträucher.
	Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmaßnahmen für die Anlagen vorgesehen werden.
	8.3 Umweltbelange
	Der Bebauungsplan wird unter Anwendung des § 13a BauGB aufgestellt.
	Somit wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen.
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher nicht angewendet, da die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelten.
	Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB i.V.M. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.
	Dennoch sind die Belange der Umwelt nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB zu berücksichtigen und in die Abwägung einzustellen.
	Schutzgüter Boden und Wasser
	Das Plangebiet ist bereits bebaut und durch Stellplätze und Zufahrten versiegelt. Im Vergleich mit der Bestandssituation können auf der Grundlage des Bebauungsplanes zusätzliche Flächen durch Bebauung und Stellplätze versiegelt werden.
	Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Bodenfunktion durch die Versiegelung von Flächen werden gemindert durch die Berücksichtigung des Zieles:
	• Herstellung der Stellplätze unter Verwendung wasserdurchlässiger Belags-
	materialien zur Minimierung der Flächenversiegelung.
	Schutzgut Klima und Luft
	Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung und der geringfügigen Erweiterungsfläche ist damit zu rechnen, dass die Realisierung des Vorhabens keine wesentlichen klimatischen Auswirkungen hat. Eine Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels ist...
	Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
	Durch die Erweiterung des Gebäudes und die Anlage von Stellplätzen sind aufgrund der habituellen und strukturellen Ausprägung des Plangebietes und der bestehenden Bebauung und Nutzung keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.
	Schutzgut Landschaft
	Das Plangebiet ist Teil eines bestehenden Gewerbegebietes.
	Das Landschafts- und Ortsbild ist durch die Planung nicht betroffen.
	Schutzgut Mensch
	Um auszuschließen, dass durch das geplante Sondergebiet negative Auswirkungen auf angrenzende Gebiete entstehen, wurde eine Schallimmissionsprognose erstellt (s. Schallimmissionsprognose gemäß TA Lärm der Wölfel Engineering GmbH & Co. KG vom 18.03.20...
	• Anlieferung per Lkw sind während des Nachtzeitraumes (22:00 bis 6:00 Uhr) nicht
	zulässig.
	Natura 2000-Gebiete
	Im Plangebiet selbst und im Umfeld sind keine Natura 2000 – Gebiete (FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete) vorhanden.
	Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
	Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter ist von dem Planungsvorhaben nicht betroffen.
	Sonstige abzusehende Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt, z.B. durch schwere Unfälle oder Katastrophen
	Im Rahmen der Bauausführungen könnten im Havariefall solche Auswirkungen durch den Eintrag umweltgefährdender Stoffe in den Boden und das Grundwasser entstehen. Jedoch entspricht das Gefährdungspotenzial dem üblicher Vorhaben. Durch Baumaßnahmen sind...
	Im Ergebnis wird festgestellt, dass bei Durchführung der Planung nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist.
	9. IMMISSIONSSCHUTZ
	Als maßgebliche Immissionsorte werden betrachtet:
	Nach TA Lärm/4/Nr. 6.1 gelten folgende Immissionsrichtwerte (IRW):
	Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte tagsüber um nicht mehr als 30 dB und nachts um nicht mehr als 20 dB überschreiten.
	Zusätzlich ist nach Nr. 6.5 der TA Lärm für Immissionsorte in Wohngebieten (WA, WR) die besondere Störwirkung von Geräuschen in Tageszeiten mit erhöhter Empfindlichkeit bei der Ermittlung der Beurteilungspegel durch einen Zuschlag von 6 dB (energetis...
	an Werktagen 06:00 – 07:00 Uhr, 20:00 – 22:00 Uhr
	an Sonn- und Feiertagen 06:00 – 09:00 Uhr, 13:00 – 15:00 Uhr
	20:00 – 22:00 Uhr
	Die maßgeblichen Geräuschquellen des Einkaufsmarktes sind:
	• Kundenparkverkehr auf dem Anlagengrundstück, südlich und östlich des Filial-
	gebäudes
	• Mitarbeiterparkverkehr, östlich des Filialgebäudes
	• Nutzung der Einkaufwägen, eine Einkaufswagenbox auf dem Parkplatz vor
	dem Markteingang
	• Anlieferverkehr per Lkw und Verladungen an der Lieferzone an der Westfassade
	• Betrieb der haustechnischen Anlagen und Aggregate
	• Nutzung und Wechsel des Papierpresscontainers
	Ergebnis und Bewertung
	Die ermittelten Beurteilungspegel des Planfalles (vgl. Kapitel 5.1) liegen im Tageszeitraum an allen maßgebenden Immissionsorten um mindestens 6 dB unter den zulässigen IRW der TA Lärm und sind damit als unkritisch zu sehen. Im Nachtzeitraum wird der...
	Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur Filialerweiterung sind damit Geräuschminderungsmaßnahmen erforderlich:
	•  Anlieferungen per Lkw während des Nachtzeitraumes (22:00 bis 06:00 Uhr) sind
	nicht zulässig
	Die in Kap. 4.5 der Schallimmissionsprognose angegebenen zulässigen Schallleistungspegel der haustechnischen Anlagen sind einzuhalten (Überprüfung im Rahmen der Ausführungsplanung).
	Mit Schreiben vom 15.05.2019 hat das Büro Wölfel mitgeteilt, dass der zu erwartende Beurteilungspegel tags auch mit dem Heranrücken der Stellplätze aufgrund der Ausbildung einer durchgehenden Parkreihe zur Dieselstraße noch bei 58 dB(A) und damit um ...
	10. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
	(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)
	Dachform und Dachneigung
	Zulässig ist die Ausbildung eines Sattel- und Flachdaches mit einem Spielraum von 0  bis 25  Dachneigung.
	Für die Erweiterung der bestehenden ALDI-Filiale mit Satteldach ist ein Flachdach vorgesehen.
	Abstandsflächenregelung
	Die Abstandsflächenregelung richtet sich nach den Regelungen des Art. 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO).
	Bezogen auf die westliche Gebäudeaußenwand sind Art. 6 Abs. 4 und 5 BayBO nicht anzuwenden. Die Abstandsflächentiefe ist festgesetzt durch die Baugrenze. Einzuhalten ist hier ein Mindestabstand von 4,00 m.
	Werbeanlagen
	Es werden Regelungen zu Werbeanlagen getroffen. An den Zufahrten (Ein- und Ausfahrten) sind die Sichtfelder (nach Bild 120 RAST 06) zwischen 0,80 m und 2,50 m Höhe von Werbeanlagen freizuhalten.
	Für freistehende Werbeanlagen gilt eine Höhenbeschränkung von maximal 7,50 m über Geländeniveau.
	Werbeanlagen innerhalb der 20 m-Anbauverbotszone bedürfen jeweils der Zustimmung bzw. Genehmigung des Staatlichen Bauamtes.
	11. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN
	(§ 9 Abs. 6 BauGB)
	Bundesstraße 426
	Übernommen wurde die Anbauverbotszone nach § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in einer Entfernung bis zu 20,00 m vom Fahrbahnrand der Bundesstraße.
	Ausnahmen können zugelassen werden, wenn dies die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt. Dies gilt nach § 9 Abs. 6 FStrG auch für Anlagen der Außenwerbung.
	Direkte Zufahrten und Zugänge zur Bundesstraße sind unzulässig. Ausnahmen können auf Antrag von der Straßenbaubehörde als Sondernutzungserlaubnis erteilt werden (§ 8a Abs. 1 FStrG), beispielsweise für eine fußläufige Anbindung im Zuge der Herstellung...
	Ver- und Entsorgungsleitungen
	In der Planzeichnung sind die bestehenden Trassen der Gasversorgungsleitungen und des Abwasserkanals (Mischwasserkanal) aufgeführt.
	12. HINWEISE
	Der Bebauungsplan enthält Hinweise auf:
	• Schallimmissionsschutz
	Zum Nachweis der Einhaltung der Anforderungen zum Schallimmissionsschutz
	infolge der Geräuscheinwirkungen aus dem Betrieb der ALDI-Filiale wurde eine
	Schallimmissionsprognose durch die Wölfel Engineering GmbH + Co. KG,
	97204 Höchberg, erstellt. Der Bericht vom 18.03.2019 (Nr. XO155/006-01) mit den
	festgelegten genehmigungsrelevanten Geräuschminderungsmaßnahmen ist zu
	beachten.
	• Immissionsrichtwerte
	gemäß TA Lärm
	Allgemeines Wohngebiet Gewerbegebiet und Sondergebiet
	tags  55 dB(A) tags       65 dB(A)
	nachts 40 dB(A) nachts   50 dB(A)
	• Bundesstraße 426
	Immissionen
	Auf die von der Bundesstraße 426 (Eisenbacher Straße) auf das Sondergebiet einwirkenden Immissionen, insbesondere den Verkehrslärm, wird hingewiesen. Forderungen hinsichtlich Schutzmaßnahmen (sowohl aktiver als auch passiver Lärmschutz) können gegenü...
	Werbung/Beleuchtung
	Beleuchtungseinrichtungen im Sondergebiet (Gebäude-, Parkflächen- oder Straßenbeleuchtungen usw.) dürfen zu keiner Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der Bundesstraße 426 führen.
	• Bodenfunde – Denkmalschutz
	Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmälern bekannt. Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Denkmalschutzgesetzes hingewiesen.
	Nach Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG sind auftretende Funde von Bodendenkmälern unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege zu melden und die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort unverändert zu belass...
	• Freiflächengestaltungsplan
	Den Bauvorlagen ist ein Freiflächengestaltungsplan beizufügen. In diesem sind insbesondere die befestigten Flächen wie Zufahrten, Stellplätze etc. und die Art der Befestigung, die Aufteilung der Rasen- und Pflanzflächen und ein Geländeschnitt bei Höh...
	• Gehölzrückschnitte und Rodungen
	Gehölzrückschnitte und Rodungsmaßnahmen sind als Vermeidungsmaßnahmen nur in der Zeit vom 01.10. – 28.02. (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundes-Naturschutzgesetz (BNatSchG)) zulässig.
	• DIN-Normen
	DIN-Normen, auf die in der Bebauungsplanurkunde verwiesen wird, werden im Bauamt der Stadt Obernburg a. Main, Römerstraße 62-64, 63785 Obernburg während der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten.
	• Stellplatzbedarf
	Die Anzahl der notwendigen Stellplätze ergibt sich im Einzelnen nach der „Satzung über die Herstellung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge“ der Stadt Obernburg a. Main in der jeweils gültigen Fassung.
	• Straßenausbau – Bedarfsfläche
	Die dargestellte Bedarfsfläche soll den notwendigen Planungsspielraum für einen mittel- bzw. langfristigen Straßenausbau, z.B. eine Verbreiterung der Fahrbahn der B 426 und die Anlage eines Rad- und Gehweges parallel zur Fahrbahn sicherstellen.
	13. FÖRMLICHER VERFAHRENSABLAUF
	Verfahrensschritt   Datum/Zeitraum
	I. Aufstellungsbeschluss
	Billigung und Auslegungsbeschluss
	Beschluss des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses
	zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet südlich der
	Eisenbacher Straße“, 7. Änderung im beschleunigten Verfahren nach
	§ 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung.
	Billigung des Entwurfes in der vorgelegten Fassung sowie Beschluss
	zur Durchführung des weiteren Verfahrens.  16.05.2019
	II. Bekanntmachung und Unterrichtung der Öffentlichkeit
	Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der Durchführung
	im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. 07.06.2019
	III. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  11.06.2019
	nach § 13a Abs. 3 S.1 Nr.2 BauGB  bis 28.06.2019
	IV. Öffentliche Auslegung und Beteiligung der Behörden und
	sonstigen Träger öffentlicher Belange   12.08.2019
	nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  bis 20.09.2019
	V. Abwägung und Satzungsbeschluss
	Bericht über das Ergebnis der öffentlichen Auslegung und der Behörden-
	beteiligung mit Abwägung nach §1 Abs. 7 BauGB.
	Mit Beschluss des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses
	wird der Bebauungsplan „Gewerbegebiet südlich der Eisenbacher Straße“,
	7. Änderung nach § 10 Abs. 1 BauGB i.d.F. vom 17.10.2019 als Satzung
	beschlossen.   17.10.2019
	VI. Bekanntmachung des Bebauungsplanes  08.11.2019
	............................................                               ..............................................
	Aschaffenburg,  13.05.2019                                 Obernburg a. Main,
	ergänzt,   02.07.2019
	Reduzierung der Änderungsflächen
	Verkaufsfläche von 1.208 m² auf 1.166 m²,
	überbaute Fläche von 2.001 m² auf 1.910 m²
	ergänzt,                 17.10.2019
	BP-7202-BG-AL02.pdf
	P1808-4801_Obernburg_Stlgn_Aldi-Erw_EV_19-09-2018_Seite_1
	P1808-4801_Obernburg_Stlgn_Aldi-Erw_EV_19-09-2018_Seite_2
	P1808-4801_Obernburg_Stlgn_Aldi-Erw_EV_19-09-2018_Seite_3
	P1808-4801_Obernburg_Stlgn_Aldi-Erw_EV_19-09-2018_Seite_4




